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I

( Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EWG) Nr. 3924/91 DES RATES

vom 19. Dezember 1991

zur Einführung einer Gemeinschaftserhebung über die Produktion von Gütern

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Allgemeine Bestimmung

Die Mitgliedstaaten führen eine statistische Erhebung über
die Produktion des verarbeitenden Gewerbes als Gemein­
schaftsstatistik durch .

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —
t

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 213 ,

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsentwurf der
Kommission ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Zur Erfüllung der Aufgaben , die der Kommission mit den
Verträgen übertragen sind , insbesondere im Hinblick auf den
in Artikel 8a des EWG-Vertrags vorgesehenen Binnenmarkt ,
muß sie über vollständige, aktuelle und zuverlässige Infor­
mationen über die Produktion des verarbeitenden Gewerbes
in der Gemeinschaft verfügen können.

Derartige Informationen werden von den Unternehmen
benötigt , um Kenntnisse über ihre Märkte zu erlangen ; die
internationale Dimension dieser Märkte läßt die Anglei­
chung zwischen den Produktionsdaten und den Außenhan­
delsdaten als zweckmäßig erscheinen .

Damit eine solche Angleichung sinnvoll und praktikabel
durchgeführt werden kann , muß die Produktionsstatistik auf
einer Untergliederungsebene erstellt werden , die der sechs­
stelligen Ebene der Kombinierten Nomenklatur vergleichbar
ist und außerdem dem Code des Harmonisierten Systems
entspricht .

Die Kombinierte Nomenklatur ist eine Warennomenklatur ,
die den Unternehmen bereits bekannt ist , und es liegt in deren
Interesse , wenn auf diese Nomenklatur Bezug genommen
wird , anstatt eine spezifische Produktionssystematik zu
schaffen .

Nur wenn die Mitgliedstaaten Erhebungsnomenklaturen
verwenden , die aus ein und derselben Produktliste abgeleitet
sind, wird es möglich sein , integrierte Informationen mit der
für die Verwaltung des Binnenmarkts erforderlichen Zuver­
lässigkeit , Schnelligkeit , Flexibilität und Untergliederungs­
ebene zu liefern .

Zur Deckung ihres nationalen Bedarfs können die Mitglied­
staaten weitere , in der gemeinschaftlichen Produktliste nicht
enthaltene Untergliederungen in ihre nationalen Nomenkla­
turen aufnehmen oder darin beibehalten —

Artikel 2

Erhebungsbereich und -merkmale

( 1 ) Der Erhebungsbereich der Statistik umfaßt die Tätig­
keiten nach den Abschnitten C , D und E der statistischen
Systematik der Wirtschaftszweige in den Europäischen
Gemeinschaften — nachstehend „NACE Rev . 1 " genannt —
gemäß der Verordnung (EWG ) Nr . 3037/ 90 (*).

(2 ) Die Erhebung erfaßt die Güter der „PRODCOM­
Liste"; die Rubriken dieser Produktliste werden grundsätz­
lich aus einzelnen oder zusammengefaßten Güterpositionen
der Kombinierten Nomenklatur gebildet und stehen in Bezug
zu anderen gemeinschaftlichen Warennomenklaturen .

( 3 ) Für die einzelnen Güterpositionen werden jeweils
erhoben:

a ) die Menge der im Erhebungszeitraum abgesetzten Pro­
duktion ;

b ) der Wert der im Erhebungszeitraum abgesetzten Produk­
tion .

(4 ) In bestimmten Fällen werden die Angaben nach einer
der beiden folgenden Varianten erhoben:

a ) die Menge der im Erhebungszeitraum hergestellten Pro­
duktion ; sie enthält auch die zur Weiterverarbeitung
bestimmte Produktion, die in andere Erzeugnisse des­
selben Unternehmens eingeht ;

b ) der Wert und /oder die Menge der zum Absatz bestimm­
ten Produktion während des Erhebungszeitraums .

(») ABl . Nr . L 293 vom 24 . 10 . 1990 , S. 1 .
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( 5 ) Auf der Ebene eines jeden Mitgliedstaats entsprechen
die Produktionserhebungen der Produktion , die tatsächlich
innerhalb des jeweiligen Staatsgebiets erzielt wurde; die
außerhalb des Staatsgebiets für bestimmte seiner Unterneh­
men erzielte Produktion bleibt unberücksichtigt .

( 6 ) Die PRODCOM-Liste , die für die einzelnen Rubriken
zu machenden Angaben und andere Durchführungsmodali­
täten zu dieser Verordnung werden nach dem Verfahren des
Artikels 10 festgelegt. Die Anpassungen der PRODCOM­
Liste erfolgen nach demselben Verfahren .

Inhalt den nach dem Verfahren des Artikels 10 festgelegten
Modalitäten entspricht .

( 2 ) Die von den Mitgliedstaaten zur Auskunftserteilung
herangezogenen Unternehmen sind verpflichtet , die erfor­
derlichen Auskünfte wahrheitsgemäß, vollständig und frist­
gerecht zu erteilen .

( 3 ) Soweit die erforderlichen Informationen in minde­
stens gleicher Genauigkeit und Qualität den Mitgliedstaaten
bereits aus anderen Quellen verfügbar sind , kann von einer
Befragung abgesehen werden .

(4 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Statistischen
Amt der Europäischen Gemeinschaften auf dessen Antrag
sämtliche Informationen , insbesondere in bezug auf die
Methodik , die für die Anwendung dieser Verordnung erfor­
derlich sind .

Artikel 6

Aufbereitung der Ergebnisse

Die Mitgliedstaaten werten die vollständigen Fragebögen
nach Artikel 5 Absatz 1 oder die Informationen aus anderen
Quellen nach Artikel 5 Absatz 3 gemäß den nach dem
Verfahren des Artikels 10 festgelegten Modalitäten aus .

Artikel 3

Repräsentanz

( 1 ) Die Produktion der Unternehmen der Gemeinschaft
ist mit hinreichender Genauigkeit für jede Klasse nach NACE
Rev . 1 zu erheben .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten legen Erhebungsmethoden fest ,
mit denen eine Erhebung bei Unternehmen , die mindestens
90% der Inlandsproduktion je Klasse nach NACE Rev . 1
repräsentieren , möglich ist . In Ausnahmefällen kann jedoch
nach dem Verfahren des Artikels 10 eine andere Schwelle
vorgesehen weden.

( 3 ) Bei der Erfassung der Produktion werden alle Unter­
nehmen mit mindestens 20 Beschäftigten berücksichtigt .
Diese Schwelle wird nach Maßgabe der Repräsentanzanfor­
derung in Absatz 2 überprüft .

(4 ) Produzieren die Unternehmen eines Mitgliedstaats
weniger als 1 % der gemeinschaftlichen Gesamtproduktion
einer Klasse nach NACE Rev . 1 , so kann von der Einholung
der Informationen über die dieser Klasse entsprechenden
Rubriken abgesehen werden .

( 5 ) Die Durchführungsmodalitäten zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Arti­
kels 10 festgelegt .

Artikel 7

Übermittlung der Ergebnisse

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Statistischen
Amt der Europäischen Gemeinschaften innerhalb von sechs
Monaten nach dem Ende des Erhebungsjahres die Ergebnisse
der sich auf einen Jahreszeitraum beziehenden Erhebung . In
diese Ergebnisse sind auch Daten einzubeziehen , die nach
dem Recht der Mitgliedstaaten vertraulich sind ; der vertrau­
liche Charakter dieser Daten ist besonders zu kennzeich­
nen .

(2 ) Die Modalitäten für die Übermittlung der Ergebnisse
in bezug auf Rubriken , für die eine kürzere Periodizität als ein
Jahr vorgesehen ist, werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 10 festgelegt .

( 3 ) Die dem Statistischen Amt der Europäischen Gemein­
schaften übermittelten Ergebnisse werden nach Maßgabe der
Verordnung (Euratom , EWG) Nr. 1588 / 90 (') vertraulich
behandelt .

(4 ) Die erste Erhebung wird für das Jahr 1993 durchge­
führt . Zusammen mit den Ergebnissen für das Jahr 1993
übermitteln die Mitgliedstaaten eine Retrospektive für das
Jahr 1992 ; diese ist in möglichst enger Anlehnung an die
PRODCOM-Liste aus verfügbaren nationalen Statistiken zu
ermitteln .

Artikel 4

Periodizität der Erhebung

Die Erhebung erstreckt sich auf. einen jährlichen Kalender­
zeitraum im Sinne eines Kalenderjahres .

Für bestimmte Rubriken der PRODCOM-Liste kann jedoch
nach dem Verfahren des Artikels 10 auch eine monatliche
oder vierteljährliche Erhebungsperiodizität vorgesehen wer­
den.

Artikel S

Einholen der Information

( 1 ) Die notwendigen Informationen werden von den
Mitgliedstaaten durch Erhebungsvordrucke eingeholt , deren H ABl . Nr . L 151 vom 15 . 6 . 1990 , S. 1 .
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Artikel 8

Übergangszeit

Bei den Erhebungen , die sich auf die Jahre 1993 und 1994
beziehen , werden die Artikel 1 bis 7 schrittweise ange­
wandt.

sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festset­
zen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abge­
geben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der Abstimmung im
Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied­
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

( 2 ) a ) Die Kommission erläßt Maßnahmen , die unmittel­
bar gelten .

b ) Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des
Ausschusses nicht überein , so werden diese Maß­
nahmen sofort von der Kommission dem Rat mit­
geteilt . In diesem Fall verschiebt die Kommission die
Durchführung der von ihr beschlossenen Maßnah­
men um einen Zeitraum von drei Monaten , vom
Zeitpunkt der Mitteilung an gerechnet .

Der Rat kann innerhalb des in vorstehendem Unter­
absatz genannten Zeitraums mit qualifizierter
Mehrheit einen anderslautenden Beschluß fassen .

Artikel 9

Ausschuß

Die Anwendungsmodalitäten zu dieser Verordnung ein­
schließlich der Maßnahmen, die zur Anpassung der Erhe­
bungs- und Aufbereitungsverfahren notwendig sind, werden
von der Kommission nach Anhörung des durch den Beschluß
89 / 382/EWG , Euratom (*) eingesetzten Ausschusses für
das Statistische Programm gemäß dem Verfahren des Arti­
kels 10 festgelegt .

Artikel 10

Verfahren

( 1 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter Berück­

Artikel 11

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Dezember 1991 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. DANKERT

(') ABl . Nr . L 181 vom 28 . 6 . 1989 , S. 47.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3925 / 91 DES RATES

vom 19. Dezember 1991

über die Abschaffung von Kontrollen und Förmlichkeiten für Handgepäck oder aufgegebenes
Gepäck auf einem innergemeinschaftlichen Flug sowie für auf einer innergemeinschaftlichen

Seereise mitgeführtes Gepäck

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Nach Artikel 8a des EWG-Vertrags umfaßt der Binnenmarkt
einen Raum ohne Binnengrenzen , in dem insbesondere der
freie Warenverkehr gewährleistet ist . In diesem Zusammen­
hang kommt den Flug- und Seehäfen eine Sonderstellung zu,
da sie zugleich Außen- und Binnengrenzen sein können. Der
Grundsatz des freien Warenverkehrs verlangt indessen die
Abschaffung der Kontrollen des Handgepäcks oder aufgege­
benen Gepäcks auf einem innergemeinschaftlichen Flug
sowie des auf einer innergemeinschaftlichen Seereise mitge­
führten Gepäcks .

Eine Flugreise kann aus mehreren aufeinanderfolgenden
Flügen teils innerhalb , teils außerhalb der Gemeinschaft
bestehen . Bei bestimmten Flügen sind praktische Erforder­
nisse des Kontrollablaufs und des internationalea Wettbe­
werbs zu berücksichtigen . Für diese Sonderfälle sind spezifi­
sche Vorschriften vorzusehen .

Eine Beförderung zur See kann verschiedene Arten der
Seeschiffahrt umfassen. Für einige Sonderfälle im Bereich des
Seeverkehrs sind spezifische Vorschriften zu erlassen .

Diese spezifischen Vorschriften gelten unbeschadet der
Sicherheitskontrollen .

Insbesondere zur Verhinderung von Straftaten speziell im
Zusammenhang mit Terrorismus , Drogenhandel und illega­
lem Handel mit Kunstwerken müssen die Mitgliedstaaten
jedoch die Möglichkeit zu besonderen , mit dem Gemein­
schaftsrecht zu vereinbarenden Maßnahmen haben , um in
Ausnahmefällen Kontrollen durchführen zu können —

Artikel 1

( 1 ) Vorbehaltlich der Artikel 3 , 4 und 5 wird

— Handgepäck und aufgegebenes Gepäck von Reisenden
auf einem innergemeinschaftlichen Flug,

— Gepäck von Reisenden auf einer innergemeinschaftlichen
Seereise

keinen Kontrollen oder Förmlichkeiten unterzogen .

( 2 ) Diese Verordnung gilt unbeschadet

— der von den Behörden der Mitgliedstaaten , dem zustän­
digen Hafen- bzw. Flughafenpersonal oder den Beförde­
rern durchgeführten Sicherheitskontrollen am Gepäck;

— der Kontrollen im Zusammenhang mit den von den
Mitgliedstaaten erlassenen Verboten oder Beschränkun­
gen, sofern sie mit den drei Verträgen zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften vereinbar sind .

Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung gilt als

1 . Gemeinschaftsflughafen: jeder Flughafen im Zollgebiet
der Gemeinschaft ;

2 . internationaler Gemeinschaftsflughafen: jeder Flughafen
in der Gemeinschaft , auf dem nach Zulassung durch die
zuständigen Behörden der Flugverkehr mit Drittländern
abgewickelt werden kann ;

3 . innergemeinschaftlicher Flug : ein Flug zwischen zwei
Gemeinschaftsflughäfen ohne Zwischenlandung , die
weder in einem nichtgemeinschaftlichen Flughafen ihren
Ausgang genommen hat noch in einem nichtgemein­
schaftlichen Flughafen endet ;

4 . Gemeinschaftshafen : jeder Hafen im Zollgebiet der
Gemeinschaft ;

5 . innergemeinschaftliche Seereise : die Fahrt eines eine
regelmäßige Verbindung zwischen zwei oder mehr
bestimmten Gemeinschaftshäfen sicherstellenden Was­
serfahrzeugs zwischen zwei Gemeinschaftshäfen ohne
Zwischenanlaufen eines Hafens ;

6 . Wassersportfahrzeug: privates Wasserfahrzeug zu Reise­
zwecken , dessen Route von den Reisenden beliebig
festgesetzt wird ;

(») ABl . Nr . C 212 vom 25 . 8 . 1990 , S. 8 .
( 2 ) ABl . Nr . C 106 vom 22 . 4 . 1991 , S. 80 , und ABl . Nr . C 326 vom

16 . 12 . 1991 .
( 3 ) ABl . Nr . C 60 vom 8 . 3 . 1991 , S. 12 .
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liehen Flughafen kommenden Luftfahrzeugs eintrifft und
in diesem Gemeinschaftsflughafen in ein Luftfahrzeug
umgeladen wird , das einen innergemeinschaftlichen Flug
durchführt , in dem Ankunftsflughafen des innergemein­
schaftlichen Flugs durchgeführt , sofern es sich bei diesem
um einen internationalen Gemeinschaftsflughafen han­
delt ;

2 . für aufgegebenes Gepäck , das in einem Gemeinschafts­
flughafen in ein Luftfahrzeug, das einen innergemein­
schaftlichen Flug durchführt , verladen wird , um in einem
anderen Gemeinschaftsflughafen in ein Luftfahrzeug
umgeladen zu werden , dessen Ziel ein nichtgemein­
schaftlicher Flughafen ist , in dem Abgangsflughafen des
innergemeinschaftlichen Flugs durchgeführt , sofern es
sich bei diesem um einen internationalen Gemeinschafts­
flughafen handelt ;

3 . für Gepäck , das in einem Gemeinschaftsflughafen an
Bord eines von einem nichtgemeinschaftlichen Flughafen
kommenden Linien- oder Charterluftfahrzeugs eintrifft
und in diesem Gemeinschaftsflughafen in ein Sport- oder
Geschäftsflugzeug umgeladen wird , das einen innerge­
meinschaftlichen Flug durchführt , in dem Ankunftsflug­
hafen des Linien- oder Charterflugs durchgeführt ;

4 . für Gepäck, das in einem Gemeinschaftsflughafen in ein
Sport- oder Geschäftsflugzeug, das einen innergemein­
schaftlichen Flug durchführt , verladen wird , um in einem
anderen Gemeinschaftsflughafen in ein Linien- oder
Charterluftfahrzeug umgeladen zu werden , dessen Ziel
ein nichtgemeinschaftlicher Flughafen ist , in dem
Abgangsflughafen des Linien- oder Charterflugs durch­
geführt .

7 . Sport- oder Geschäftsluftfahrzeug : privates Luftfahrzeug
zu Reisezwecken, dessen Route von den Reisenden
beliebig festgesetzt wird .

Artikel 3

Die Kontrollen und Förmlichkeiten

1 . für das Handgepäck und das aufgegebene Gepäck von
Personen, die mit einem Luftfahrzeug reisen , das von
einem nichtgemeinschaftlichen Flughafen kommt und
nach Zwischenlandung auf einem Gemeinschaftsflug­
hafen zu einem anderen Gemeinschaftsflughafen weiter­
fliegen soll , werden in dem letztgenannten Flughafen
durchgeführt , sofern es sich bei diesem um einen inter­
nationalen Gemeinschaftsflughafen handelt ;

2 . für das Handgepäck und das aufgegebene Gepäck von
Personen, die mit einem Luftfahrzeug reisen , das auf
einem Gemeinschaftsflughafen zwischenlandet , bevor
es zu einem nichtgemeinschaftlichen Flughafen weiter­
fliegt , werden im Abgangsflughafen durchgeführt,
sofern es sich bei diesem um einen internationalen
Gemeinschaftsflughafen handelt ;

3 . für das Gepäck von Reisenden auf einer Seereise auf ein
und demselben Schiff, die aus aufeinanderfolgenden
Strecken mit Abfahrt oder Zwischenaufenthalt oder
Ankunft in einem nichtgemeinschaftlichen Hafen
besteht , werden in dem Hafen durchgeführt , in dem
dieses Gepäck eingeladen bzw . ausgeladen wird .

Artikel 4

Die Kontrollen und Förmlichkeiten für das Gepäck von
Reisenden

1 . auf Wassersportfahrzeugen werden unabhängig von
Herkunft oder Bestimmung dieser Wasserfahrzeuge in
jedem Gemeinschaftshafen durchgeführt ;

2 . in Sport- oder Geschäftsluftfahrzeugen werden wie folgt
durchgeführt :
— bei von einem nichtgemeinschaftlichen Flughafen

kommenden Flügen im ersten Ankunftsflughafen ,
der ein internationaler Gemeinschaftsflughafen sein
muß, wenn das Luftfahrzeug seinen Flug nach der
Zwischenlandung zu einem anderen Gemeinschafts­
flughafen fortsetzen soll ;

— bei von einem Gemeinschaftsflughafen kommenden
Flügen im letzten internationalen Gemeinschaftsflug­
hafen , wenn das Luftfahrzeug seinen Flug nach der
Zwischenlandung zu einem nichtgemeinschaftlichen
Flughafen fortsetzen soll .

Artikel S

Abgesehen von Ausnahmefällen , die nach dem Verfahren des
Artikels 8 festzulegen sind , werden die Kontrollen und
Förmlichkeiten

1 . für aufgegebenes Gepäck , das in einem Gemeinschafts­
flughafen an Bord eines von einem nichtgemeinschaft­

Artikel 6

( 1 ) Es wird ein Ausschuß für den Verkehr des auf Flug­
oder Schiffsreisen mitgeführten Gepäcks ( im folgenden „Aus­
schuß" genannt) eingesetzt , der aus Vertretern der Mitglied­
staaten besteht und in dem ein Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt .

( 2 ) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung .

Artikel 7

Der Ausschuß kann alle die Anwendung dieser Verordnung
betreffenden Fragen prüfen , die ihm der Vorsitzende von sich
aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaats
unterbreitet .

Artikel 8

( 1 ) . Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verordnung
werden nach dem Verfahren der Absätze 2 und 3 erlas­
sen .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu erlassenden Vorschriften . Der
Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner­
halb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter Berücksichti­



Nr. L 374 / 6 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 91

gung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen
kann. Die Stellungnahme kommt mit der in Artikel 148
Absatz 2 des Vertrages vorgesehenen Mehrheit zustande .

(3 ) a ) Die Kommission erläßt die in Aussicht genommenen
Vorschriften, wenn sie der Stellungnahme des Aus­
schusses entsprechen .

b ) Entsprechen die in Aussicht genommenen Vor­
schriften nicht der Stellungnahme des Ausschusses
oder ist keine Stellungnahme ergangen , so schlägt
die Kommission dem Rat unverzüglich die zu erlas­
senden Vorschriften vor. Der Rat beschließt mit
qualifizierter Mehrheit .

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt
worden ist , keine VorSchriften erlassen , so erläßt die
Kommission die vorgeschlagenen Vorschriften .

Artikel 9

( 1 ) Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaft in Kraft .

Sie gilt ab 1 . Januar 1993 .

(2 ) Der Rat überprüft diese Verordnung vor dem 1 . Ok­
tober 1992 anhand eines Berichts der Kommission über den
Stand der Arbeiten zur Harmonisierung der Bestimmungen
zur Verwirklichung des Binnenmarktes , die für die einwand­
freie Durchführung dieser Verordnung erforderlich sind ,
insbesondere der Bestimmungen über die Abschaffung der
Steuerfreigrenzen für Reisende im innergemeinschaftlichen
Verkehr . Diesem Bericht sind gegebenenfalls Vorschläge
beigefügt , über die der Rat mit qualifizierter Mehrheit
befindet .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Dezember 1991 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Pi DANKERT
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 19. Dezember 1991

über den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen

(91 / 674 /EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 54,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages verlangt ,
soweit erforderlich, eine Koordinierung der Schutzbestim­
mungen , die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im
Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der
Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese
Bestimmungen gleichwertig zu gestalten .

Die Vierte Richtlinie 78 / 660/EWG des Rates vom 25 . Juli
1978 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des
Vertrages über den Jahresabschluß von Gesellschaften
bestimmter Rechtsformen ( 4), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 90/605 /EWG ( 5), braucht bis zu einer späteren
Koordinierung auf Versicherungsgesellschaften (nachste­
hend als „Versicherungsunternehmen" bezeichnet) nicht
angewandt zu werden . Angesichts der großen Bedeutung der
Versicherungsunternehmen in der Gemeinschaft duldet diese
Koordinierung seit der Anwendbarkeit jener Richtlinie kei­
nen weiteren Aufschub .

Die Siebente Richtlinie 83 / 349 /EWG des Rates vom 13 .
Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des
Vertrages über den konsolidierten Abschluß ( 6 ), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90 / 605 /EWG , sieht Abwei­
chungen hinsichtlich der Versicherungsunternehmen nur bis
zum Auslaufen der für die Anwendung dieser Richtlinie
vorgesehenen Fristen vor . Deshalb muß diese Richtlinie auch
besondere Bestimmungen für die Versicherungsunternehmen
über den konsolidierten Abschluß enthalten .

Die Dringlichkeit der Koordinierung ergibt sich aus der
Tatsache , daß sich immer mehr Versicherungsunternehmen
über die Grenzen hinweg betätigen . Für Gläubiger , Schuld­
ner , Gesellschafter , Versicherungsnehmer , ihre Berater und
die Öffentlichkeit ganz allgemein ist daher eine bessere
Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse und der konsolidier­
ten Abschlüsse dieser Unternehmen von wesentlicher Bedeu­
tung.

In den Mitgliedstaaten stehen Versicherungsunternehmen
unterschiedlicher Rechtsform miteinander im Wettbewerb ;
Unternehmen , die da? Direktversicherungsgeschäft betrei­
ben , können in der Regel auch Rückversicherungen überneh­
men und stehen dann im Wettbewerb mit professionellen
Rückversicherern . Es erscheint deshalb sinnvoll , die Koordi­
nierung nicht auf die von der Richtlinie 78 / 660 /EWG
erfaßten Rechtsformen zu beschränken, sondern den Anwen­
dungsbereich auf den der Ersten Richtlinie 73 /239 /EWG
des Rates vom 24 . Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und
Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung ( mit Aus­
nahme der Lebensversicherung) ( 7 ), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 90 / 618 /EWG ( 8 ), und den der Ersten Richt­
linie 79 / 267/EWG des Rates vom 5 . März 1979 zur

(») ABl . Nr. C 131 vom 18 . 4 . 1987 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr. C 96 vom 17 . 4 . 1989 , S. 93 , und ABl . Nr . C 326 vom

16 . 12 . 1991 .
( 3 ) ABl . Nr. C 319 vom 30 . 11 . 1987 , S. 13 .
( 4 ) ABl . Nr. L 222 vom 14 . 8 . 1978 , S. 11 .
( s ) ABl . Nr. L 317 vom 16 . 11 . 1990 , S. 60 .

( s ) ABl . Nr . L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 1 .
( 7 ) ABl . Nr . L 228 vom 16 . 8 . 1973 , S. 3 .
(■) ABI . Nr . L 330 vom 29 . 11 . 1990 , S. 44.
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Koordinierung . der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
über die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung
(Lebensversicherung) ( 1 ), zuletzt geändert durch die Richt­
linie 90 / 61 9 / EWG ( 2 ), auszudehnen und darüber hinaus
einige aus dem Anwendungsbereich dieser Richtlinien ausge­
klammerte Unternehmen sowie Rückversicherungsunter­
nehmen mit einzubeziehen .

Wenn angesichts der Besonderheiten der Versicherungsun­
ternehmen eine selbständige Richtlinie über die Jahres­
abschlüsse und die konsolidierten Abschlüsse für diese
Unternehmen erlassen wird , so kann dies nicht bedeuten,
daß damit ein von den Richtlinien 78 / 660 /EWG und
83 / 349 / EWG unabhängiges Normenwerk geschaffen wird;
dies wäre weder zweckmäßig noch mit dem Grundgedanken
der Koordinierung des Gesellschaftsrechts zu vereinbaren , da
die Versicherungsunternehmen als bedeutender Bestandteil
der Wirtschaft der Gemeinschaft nicht außerhalb des für alle
Unternehmen konzipierten Normenrahmens stehen dürfen .
Aus diesem Grunde ist nur den branchenspezifisch bedingten
Besonderheiten der Versicherungsunternehmen in der Weise
Rechnung zu tragen , daß diese Richtlinie lediglich die
Abweichungen von den Richtlinien 78 / 660 /EWG und
83 / 349 /EWG regelt .

Bedeutende Unterschiede bestehen hinsichtlich Aufbau und
Inhalt der Bilanzen der Versicherungsunternehmen der ein­
zelnen Mitgliedstaaten . Diese Richtlinie hat deshalb für die
Bilanzen aller Versicherungsunternehmen der Gemeinschaft
den gleichen Aufbau und die gleichen Postenbezeichnungen
vorzusehen .

Die Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse und der konsoli­
dierten Abschlüsse setzt voraus , daß einige grundlegende
Fragen der Bilanzierung einzelner Geschäfte geregelt wer­
den .

Im Interesse einer besseren Vergleichbarkeit ist es ferner
erforderlich , daß der Inhalt einzelner Bilanzposten genau
bestimmt wird .

Es kann zweckmäßig sein , zwischen den Verbindlichkeiten
des Versicherers und den Verbindlichkeiten des Rückversi­
cherers zu unterscheiden , indem der Anteil der Rückversi­
cherer an den versicherungstechnischen Rückstellungen akti­
viert wird .

Ferner sind auch die Struktur der Gewinn- und Verlustrech­
nung festzulegen und deren einzelne Posten abzugrenzen .

In Anbetracht der Spezifizität des Versicherungssektors kann
es zweckmäßig sein , die nicht realisierten Gewinne und
Verluste in der Gewinn- und Verlustrechnung zu berücksich­
tigen .

Die Vergleichbarkeit von Zahlen aus den Bilanzen und
Gewinn- und Verlustrechnungen hängt darüber hinaus
wesentlich davon ab , zu welchen Werten Vermögensgegen­
stände und Verbindlichkeiten in die Bilanz eingestellt wer­

den ; um eine zutreffende Vorstellung von der finanziellen
Situation eines Versicherungsunternehmens zu vermitteln ,
muß sowohl der Zeit- als auch der Anschaffungswert der
Kapitalanlagen offengelegt werden . Allerdings dient die
Auflage , zumindest im Anhang zum Jahresabschluß den
Zeitwert der Kapitalanlagen anzugeben , ausschließlich der
Vergleichbarkeit und der Transparenz und soll nicht zu einer
Änderung der steuerlichen Behandlung von Versicherungs­
unternehmen führen .

Die Berechnung der Rückstellungen im Lebensversicherungs­
geschäft kann mit Hilfe der auf dem Markt normalerweise
angewandten oder von den Versicherungsaufsichtsbehörden
zugelassenen versicherungsmathematischen Methoden erfol­
gen . Diese Methoden können gemäß den gegebenenfalls im
einzelstaatlichen Recht vorgesehenen Bedingungen von
jedem Versicherungsmathematiker oder Sachverständigen
unter Wahrung der anerkannten versicherungsmathemati­
schen Grundsätze im Rahmen der derzeitigen und künftigen
Koordinierung der Grundregeln für die Versicherungsauf­
sicht und die finanzielle Überwachung der Aktivitäten im
Bereich der Direktversicherungen (Lebensversicherungen )
angewandt werden . (

Hinsichtlich der Berechnung der Rückstellung für noch nicht
abgewickelte Versicherungsfälle sind einerseits aus Gründen
der Vorsicht und der Transparenz verdeckte Diskontab­
schläge zu untersagen und andererseits die Bedingungen für
die Anwendung offener Diskontabschläge genau festzule­
gen .

Gewisse Änderungen sind mit Rücksicht auf den besonderen
Charakter der Versicherungsunternehmen auch für den
Anhang zum Jahresabschluß und zum konsolidierten
Abschluß erforderlich .

Da die Richtlinie für alle unter die Richtlinien 73 / 239 /EWG
und 79 /267/EWG fallenden und außerdem noch für einige
andere Versicherungsunternehmen gelten soll , sind die in der
Richtlinie 78 / 660 / EWG zugestandenen Abweichungen für
kleine und mittlere Versicherungsunternehmen nicht vorge­
sehen; doch sollten einige kleine Unternehmen auf Gegensei­
tigkeit , die auch , schon aus dem Anwendungsbereich der
genannten Richtlinien 73 / 239 / EWG und 79 / 267 /EWG
ausgeklammert wurden , nicht erfaßt werden .

Aus den gleichen Gründen wurde die in der Richtlinie
83 / 349 /EWG vorgesehene Möglichkeit der Mitgliedstaa­
ten , Mutterunternehmen von Gesamtheiten von zu konsoli­
dierenden Unternehmen , die eine gewisse Größe nicht über­
schreiten , von der Verpflichtung zur Konsolidierung auszu­
nehmen, für Versicherungsunternehmen nicht übernom­
men .

Für die als „Lloyd's" bekannte Vereinigung von Einzelversi­
cherern sind angesichts ihres besonderen Charakters spezielle
Bestimmungen notwendig .

Diese Richtlinie sollte auch für den konsolidierten Abschluß
eines Mutterunternehmens gelten , bei dem es sich um eine
Beteiligungsgesellschaft handelt und dessen Tochterunter­
nehmen ausschließlich oder hauptsächlich Versicherungsun­
ternehmen sind .

(») ABl . Nr . L 63 vom 13 . 3 . 1979 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 330 vom 29 . U. 1990 , S. 50 .
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Bilanzposten vorgesehen ist , so sind statt dessen die Posten
nach Artikel 6 der vorliegenden Richtlinie maßgebend , in
denen die betreffenden Bestandteile angegeben sind .

Es ist erforderlich , daß die Probleme auf dem von dieser
Richtlinie geregelten Gebiet , insbesondere Fragen ihrer
Anwendung, von Vertretern der Mitgliedstaaten und der
Kommission gemeinsam in einem Kontaktausschuß behan­
delt werden . Um die Zahl derartiger Ausschüsse in Grenzen
zu halten, sollte diese Zusammenarbeit im Rahmen des mit
Artikel 52 der Richtlinie 78 /660/EWG eingesetzten Aus­
schusses erfolgen , wobei dieser Ausschuß jedoch , sofern
Probleme der Versicherungsunternehmen zu behandeln sind ,
entsprechend zusammengesetzt sein sollte .

Angesichts der Vielschichtigkeit der Materie ist es erforder­
lich , den unter diese Richtlinie fallenden Versicherungsun­
ternehmen eine angemessene Frist für die Anwendung ihrer
Vorschriften einzuräumen . Diese Frist ist zu verlängern ,
damit die erforderlichen Anpassungen einerseits in bezug auf
die als „Lloyd's" bekannte Vereinigung von Einzelversiche­
rern und andererseits in bezug auf die Unternehmen , die im
für die Umsetzung dieser Richtlinie vorgeschriebenen Zeit­
punkt ihre Anlagen noch nach ihrem Anschaffungswert
bewerten, vorgenommen werden können.

Es ist zweckmäßig vorzusehen , daß einige Bestimmungen
dieser Richtlinie nach einer Anwendungszeit von fünfJahren
im Hinblick auf die Zielsetzung einer größeren Transparenz
und einer stärkeren Harmonisierung überprüft werden —

Artikel 2

( 1 ) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Koordinierungs­
maßnahmen gelten für Gesellschaften im Sinne von Arti­
kel 58 Absatz 2 des Vertrages , sofern es sich dabei handelt
um

a ) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 73 / 239 /
EWG mit Ausnahme derjenigen Versicherungsvereine
auf Gegenseitigkeit , die nach Artikel 3 der Richtlinie
73 / 239 /EWG aus deren Anwendungsbereich ausge­
schlossen sind , aber einschließlich der in Artikel 4
Buchstaben a ), b ), c) und e ) der genannten Richtlinie
aufgeführten Einrichtungen , es sei denn , deren Tätigkeit
besteht nicht ausschließlich oder hauptsächlich im Ver­
sicherungsgeschäft ; oder

b) Unternehmen gemäß Artikel 1 der Richtlinie 79 / 267/
EWG mit Ausnahme der in Artikel 2 Absätze 2 und 3
sowie Artikel 3 der genannten Richtlinie aufgeführten
Einrichtungen und Versicherungsvereine auf Gegen­
seitigkeit ; oder

c) Unternehmen , die die Rückversicherung betreiben .

Diese Unternehmen werden im folgenden „Versicherungs­
unternehmen" genannt .

(2 ) Das Vermögen eines Pensionsfonds im Sinne des
Artikels 1 Absatz 2 Buchstaben c) und d ) der Richtlinie
79 / 267 / EWG , das das Versicherungsunternehmen im eige­
nen Namen , aber für fremde Rechnung hält , ist zu bilanzie­
ren , wenn das Unternehmen Rechtsinhaber des Vermögens
wird . Die Gesamtbeträge derartiger Forderungen und Ver­
bindlichkeiten sind — gegliedert nach den verschiedenen
Aktiv- und Passivposten — gesondert oder im Anhang
anzugeben. Die Mitgliedstaaten können jedoch zulassen , daß
das Fondsvermögen unter dem Strich ausgewiesen wird,
sofern eine besondere Regelung es ermöglicht , sie im Falle
einer gerichtlich angeordneten Liquidation des Versiche­
rungsunternehmens ( oder eines entsprechenden Verfahrens)
aus der Masse auszusondern .

Die im fremden Namen und für fremde Rechnung erwor­
benen Vermögensgegenstände dürfen nicht bilanziert wer­
den .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT 1

Einleitende Bestimmungen und Anwendungsbereich

Artikel 1

( 1 ) Für die in Artikel 2 genannten Unternehmen gelten die
Artikel 2 und 3 , Artikel 4 Absätze 1,3,4 und 5 , die Artikel 6 ,
7 , 13 und 14 , Artikel 15 Absätze 3 und 4 , die Artikel 16 bis
21 , 29 bis 35 und 37 bis 42 , Artikel 43 Absatz 1 Nummern 1
bis 7 und 9 bis 1 3 , Artikel 45 Absatz 1 , Artikel 46 , die Artikel
48 bis 50, Artikel 51 Absatz 1 sowie die Artikel 54 , 56 bis 59
und 61 der Richtlinie 78 / 660 / EWG , soweit in der vorlie­
genden Richtlinie nichts anderes bestimmt ist .

( 2 ) Wenn in den Richtlinien 78 / 660/EWG und 83 /
349 / EWG auf die Artikel 9 und 10 (Bilanz ) oder 23 bis 26
( Gewinn- und Verlustrechnung) der Richtlinie 78 /660/
EWG verwiesen wird, gilt dies als Bezugnahme auf Artikel 6
( Bilanz) oder 34 (Gewinn- und Verlustrechnung) der vorlie­
genden Richtlinie .

( 3 ) Die Bezugnahme in den Richtlinien 78 / 660 / EWG
und 83 / 349 / EWG auf die Artikel 31 bis 42 der Richtlinie
78 / 660 /EWG gilt als Bezugnahme auf die letztgenannten
Artikel unter Berücksichtigung der Artikel 45 bis 62 der
vorliegenden Richtlinie .

(4 ) Wenn die in diesem Artikel genannten Bestimmungen
der Richtlinie 78 / 660/EWG Bilanzposten betreffen , für die
im Rahmen der vorliegenden Richtlinie kein entsprechender

Artikel 3

Auf Versicherungsunternehmen , die nur das KrankenVersi­
cherungsgeschäft , und zwar ausschließlich oder überwiegend
nach Art der Lebensversicherung betreiben , sind die für die
Lebensversicherung geltenden Vorschriften dieser Richdinie
entsprechend anzuwenden .

Die Mitgliedstaaten können Absatz 1 auch auf das von den
Kompositunternehmen nach Art der Lebensversicherung
betriebene KrankenVersicherungsgeschäft anwenden , wenn
dieses Geschäft einen größeren Umfang erreicht .
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Artikel 4

Diese Richtlinie ist auf die „Lloyd's" genannte Vereinigung
von Einzelversicherern anwendbar; dabei werden die im
Anhang zu dieser Richtlinie enthaltenen Anpassungen vor­
genommen, mit denen der Eigenart und der besonderen
Struktur von Lloyd's Rechnung getragen wird .

ABSCHNITT 2

Allgemeine Vorschriften über die Bilanz und die
Gewinn- und Verlustrechnung

Artikel 5

Die Zusammenfassung von Posten nach Maßgabe des Arti­
kels 4 Absatz 3 Buchstabe a) oder b ) der Richtlinie
78 / 660/EWG ist für Versicherungsunternehmen be­
schränkt hinsichtlich

— der Bilanz mit Ausnahme der die versicherungstechni­
schen Rückstellungen betreffenden Posten auf die Posten ,
denen eine arabische Zahl vorangestellt ist , und

— der Gewinn- und Verlustrechnung mit Ausnahme der
Posten 1 1 und I 4 sowie II 1 , II 5 und II 6 auf die Posten ,
denen ein oder mehrere kleine Buchstaben vorangestellt
sind .

Die Zusammenfassung ist nur im Rahmen der von den
Mitgliedstaaten erlassenen Regelungen zulässig .

— Aufwendungen für die Errichtung und Erweiterung
des Unternehmens , wie in den entsprechenden ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt und
soweit diese eine Aktivierung gestatten ( sofern sie
nicht nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
im Anhang anzugeben sind );

— Geschäfts- oder Firmenwert , sofern er entgeltlich
erworben wurde ( soweit er nicht nach den einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften im Anhang anzu­
geben ist ).

C. Kapitalanlagen

I. Grundstücke und Bauten

davon : Grundstücke und Bauten , die das Versiche­
rungsunternehmen selbst nutzt ( sofern nicht einzel­
staatliche Rechtsvorschriften vorsehen, daß sie im
Anhang angegeben werden ).

II . Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen und
Beteiligungen :
1 . Anteile an verbundenen Unternehmen.

2 . Schuldverschreibungen von verbundenen Un­
ternehmen und Darlehen an verbundene Unter­
nehmen .

3 . Beteiligungen .
4 . Schuldverschreibungen von und Darlehen an

Unternehmen , mit denen ein Beteiligungsver­
hältnis besteht .

III . Sonstige Kapitalanlagen:
1 . Aktien , andere nicht festverzinsliche Wert­

papiere und Anteile an Anlagefonds .
2 . Schuldverschreibungen und andere festverzins­

liche Wertpapiere .
3 . Anteile an gemeinschaftlichen Kapitalanla­

gen .

4 . Hypothekenforderungen .
5 . Sonstige Ausleihungen .
6 . Einlagen bei Kreditinstituten .
7 . Andere Kapitalanlagen .

IV. Depotforderungen aus dem in Rückdeckung über­
nommenen Versicherungsgeschäft .

D. Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von Inhabern
von Lebensversicherungspolicen

E. Forderungen
(bei den Posten I , II und III sind als getrennte Unter­
posten auszuweisen Forderungen an
— verbundene Unternehmen ;

— Unternehmen , mit denen ein Beteiligungsverhältnis
besteht .)

I. Forderungen aus dem selbst abgeschlossenen Ver­
sicherungsgeschäft an
1 . Versicherungsnehmer;
2 . Versicherungsvermittler .

ABSCHNITT 3

Gliederung der Bilanz

Artikel 6

Für die Aufstellung der Bilanz sehen die Mitgliedstaaten
folgende Gliederung vor :

Aktiva

A. Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital

davon eingefordert

( sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
den Ausweis des eingeforderten Kapitals auf der Passiv­
seite vorsehen . In diesem Fall muß derjenige Teil des
Kapitals , der eingefordert , aber noch nicht eingezahlt
ist , entweder unter dem Posten A oder unter dem Posten
E IV auf der Aktivseite ausgewiesen werden).

B. Immaterielle Vermögensgegenstände

gemäß Aktivposten B und C I in Artikel 9 der Richtlinie
78 / 660/EWG , davon:
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II . Abrechnungsforderungen aus dem Rückversiche­
rungsgeschäft .

III . Sonstige Forderungen.

IV. Gezeichnetes Kapital , das eingefordert, aber noch
nicht eingezahlt ist ( sofern nicht die einzelstaatli­
chen Rechtsvorschriften den Ausweis des eingefor­
derten , aber noch nicht eingezahlten Kapitals unter
dem Posten A auf der Aktivseite vorsehen ).

F. Sonstige Vermögensgegenstände

I. Sachanlagen und Vorräte gemäß den Aktiv­
posten C II und D I in Artikel 9 der Richtlinie
78 / 660 / EWG , mit Ausnahme der Grundstücke
und Bauten , der im Bau befindlichen Bauten und
der geleisteten Anzahlungen für Grundstücke und
Bauten .

II . Laufende Guthaben bei Kreditinstituten , Postgiro­
guthaben , Schecks und Kassenbestand .

III . Eigene Anteile ( unter Angabe ihres Nennwertes
oder , wenn ein Nennwert nicht vorhanden ist , ihres
rechnerischen Wertes), soweit die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften eine Bilanzierung gestatten .

IV . Andere Vermögensgegenstände .

G. Rechnungsabgrenzungsposten

I. Abgegrenzte Zinsen und Mieten.

II . Abgegrenzte Abschlußaufwendungen (getrennt für
die Nicht-Lebensversicherung und die Lebensver­
sicherung).

III . Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten .

H. Verlust des Geschäftsjahres

( sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
den Ausweis unter dem Posten A VI auf der Passivseite
vorsehen).

Passiva

A. Eigenkapital
I. Gezeichnetes Kapital oder gleichwertiger Fonds

(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis des eingeforderten
Kapitals unter diesem Posten vorsehen . In diesem Fall müssen das gezeichnete und das
eingezahlte Kapital getrennt ausgewiesen werden).

II . Emissionsagios .

III . Neubewertungsrücklage .
IV. Rücklagen.

V. Ergebnisvortrag .

VI . Ergebnis des Geschäftsjahres
(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften den Ausweis dieses Postens unter dem
Posten H auf der Aktivseite oder unter dem Posten I auf der Passivseite vorschreiben).

B. Nachrangige Verbindlichkeiten

C. Versicherungstechnische Rückstellungen
1 . Beitragsüberträge :

a ) Bruttobetrag
b) davon ab : Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )

2 . Deckungsrückstellung:
a ) Bruttobetrag
b ) davon ab : Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )

3 . Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungs­
fälle :

a) Bruttobetrag
b) davon ab: Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )
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4 . Rückstellung für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige
Beitragsrückerstattung ( soweit sie nicht zu Posten C 2
gehört ):
a ) Bruttobetrag
b) davon ab: Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )

5 . Schwankungsrückstellung

6 . Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen :
a ) Bruttobetrag
b) davon ab: Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )

D. Versicherungstechnische Rückstellungen im Bereich der
Lebensversicherung, wenn das Anlagerisiko von den Versiche­
rungsnehmern getragen wird

a) Bruttobetrag
b) davon ab : Anteil für das in Rückdeckung gegebene

Versicherungsgeschäft ( - )

E. Andere Rückstellungen

1 . Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Ver­
pflichtungen .

2 . Steuerrückstellungen.

3 . Sonstige Rückstellungen .

F. Depotverbindlichkeiten aus dem in Rückdeckung gege­
benen Versicherungsgeschäft

G. Andere Verbindlichkeiten

( als Unterposten sind getrennt auszuweisen Verbindlich­
keiten gegenüber
— verbundenen Unternehmen;

— Unternehmen , mit denen ein Beteiligungsverhältnis
besteht .)

I. Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen
Versicherungsgeschäft .

II . Abrechnungsverbindlichkeiten aus dem Rückver­
sicherungsgeschäft .

III . Anleihen , davon konvertibel .

IV. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten .
V . Sonstige Verbindlichkeiten , davon Verbindlichkei­

ten aus Steuern und Verbindlichkeiten im Rahmen
der sozialen Sicherheit .

H. Rechnungsabgrenzungsposten

I. Gewinn des Geschäftsjahres
(sofern nicht die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
den Ausweis unter dem Posten A VI auf der Passivseite
vorsehen).

Artikel 7

Artikel 14 der Richtlinie 78 / 660 /EWG gilt nicht für dieje­
nigen Verpflichtungen , die im Rahmen des Versicherungs­
geschäfts entstehen .

ABSCHNITT 4

Vorschriften zu den einzelnen Bilanzposten

Artikel 8

Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 78 / 660 /EWG gilt nur für
die in Artikel 6 der vorliegenden Richtlinie vorgesehenen
Aktivposten B, C I und C II . Die Änderungen dieser Posten
sind auf der Grundlage des Bilanzwertes zu Beginn des
Geschäftsjahres darzustellen .

Artikel 9

Aktiva: Posten C III 2

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wert­
papiere

( 1 ) Hier sind Schuldverschreibungen und andere markt­
gängige festverzinsliche Wertpapiere auszuweisen, die von
Kreditinstituten , von anderen Unternehmen oder von öffent­
lichen Stellen emittiert wurden , soweit sie nicht zu den
Aktivposten C II 2 und C II 4 gehören .

( 2 ) Als festverzinslich gelten auch Wertpapiere, die mit
einem veränderlichen Zinssatz ausgestattet sind, sofern
dieser an eine bestimmte Größe, etwa an einen Interbank­
zinssatz oder an einen Eurogeldmarktsatz , gebunden ist .
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Artikel 10

Aktiva: Posten C III 3

Anteile an gemeinschaftlichen Kapitalanlagen

Auszuweisen ist der auf das bilanzierende Unternehmen
entfallende Teil an von mehreren Unternehmen oder Pen­
sionsfonds gemeinsam gehaltenen Kapitalanlagen , die von
einem dieser Unternehmen oder von einem dieser Pensions­
fonds verwaltet werden .

rer in Höhe der bei diesen oder Dritten gestellten oder vom
Vorversicherer einbehaltenen Sicherheiten .

Diese Forderungen dürfen weder mit anderen Forderungen
des Rückversicherers an den Vorversicherer zusammenge­
faßt noch mit Verbindlichkeiten des Rückversicherers beim
Vorversicherer aufgerechnet werden .

Die bei einem Vorversicherer oder Dritten hinterlegten
Wertpapiere , die im Eigentum des Rückversicherers verblei­
ben, sind bei diesem unter dem jeweils in Frage kommenden
Kapitalanlageposten auszuweisen .

Artikel 11

Aktiva : Posten C III 4 und 5

Hypothekenforderungen und sonstige Ausleihungen

Darlehen an Versicherungsnehmer , bei denen der Versiche­
rungsvertrag die Hauptsicherheit darstellt , gehören in den
Posten „Sonstige Ausleihungen"; ihre Höhe ist im Anhang
anzugeben . Hypotheken sind auch dann unter „Hypotheken­
forderungen" auszuweisen, wenn sie zusätzlich durch einen
Versicherungsvertrag gesichert sind . Wenn die nicht durch
einen Versicherungsvertrag gesicherten „Sonstigen Auslei­
hungen" einen größeren Umfang haben , ist im Anhang eine
genaue Aufgliederung vorzunehmen.

Artikel 15

Aktiva: Posten D

Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko von Inhabern von
Lebensversicherungspolicen

Auszuweisen sind in der Lebensversicherung die Kapitalan­
lagen , nach deren Wert sich der Wert oder die Überschüsse
bei fondsgebundenen Verträgen bestimmen , und Kapitalan­
lagen zur Deckung von Verbindlichkeiten aus Verträgen, bei
denen die Leistung indexgebunden ist , ferner solche Kapital­
anlagen , die für die Mitglieder eines Tontinenunternehmens
gehalten werden und zur Verteilung an diese bestimmt
sind .

Artikel 16

Aktiva: Posten F IV

Artikel 12

Aktiva : Posten C III 6

Einlagen bei Kreditinstituten

Zu diesem Posten zählen Beträge , über die erst nach Ablauf
einer Kündigungsfrist verfügt werden kann . Einlagen, über
die trotz Verzinsung jederzeit verfügt werden kann , sind
unter Posten F II auszuweisen .

Andere Vermögensgegenstände

Dieser Posten umfaßt die Vermögensgegenstände , die nicht
unter die Aktivposten F I bis F III fallen . Erreichen sie einen
größeren Umfang , so müssen sie im Anhang näher erläutert
werden.

Artikel 13

Aktiva: Posten C III 7

Andere Kapitalanlagen

Artikel 17

Aktiva: Posten G I

Abgegrenzte Zinsen und Mieten

Unter diesem Posten sind die Zins- und Mietbeträge zu
erfassen , die auf die Zeit bis zum Bilanzstichtag entfallen ,
aber noch nicht fällig sind .

Zu diesem Posten zählen die Anlagen , die nicht unter die
Posten C III 1 bis 6 fallen . Erreichen sie einen größeren
Umfang, so müssen sie im Anhang näher erläutert wer­
den.

Artikel 18

Aktiva: Posten G II

Abgegrenzte Abschlußaufwendungen

( 1 ) Die Aufwendungen für den Abschluß von Versiche­
rungsverträgen sind nach Artikel 18 der Richtlinie 78 /
660 /EWG abzugrenzen , sofern die Mitgliedstaaten die
Abgrenzung nicht untersagen .

Artikel 14

Aktiva : Posten C IV

Depotforderungen aus dem in Rückdeckung übernommenen
Versicherungsgeschäft

In der Bilanz von Rückversicherung betreibenden Unterneh­
men handelt es sich hierbei um Forderungen an Vorversiche­
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Die Zu- und Abgänge dieses Postens erfolgen über einen
Posten II 12 a ) „Zuweisungen an den oder Entnahmen aus
dem Fonds für spätere Zuweisungen" der Gewinn- und
Verlustrechnung .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten können aber auch im Allgemei­
nen Versicherungsgeschäft den Abzug der Abschlußaufwen­
dungen von den Beitragsüberträgen und im Lebensversiche­
rungsgeschäft deren versicherungsmathematische Verrech­
nung mit der Deckungsrückstellung zulassen . Bei Anwen­
dung dieses Verfahrens sind die in Abzug gebrachten Beträge
im Anhang anzugeben. Artikel 23

Passiva: Posten C

Versicherungstechnische Rückstellungen

Artikel 20 der Richtlinie 78 /660 / EWG gilt vorbehaltlich der
Artikel 24 bis 30 der vorliegenden Richtlinie für die versi­
cherungstechnischen Rückstellungen .

Artikel 19

Passiva: Posten A I

Gezeichnetes Kapital oder gleichwertiger Fonds

In diesem Posten sind — ungeachtet ihrer Bezeichnung im
Einzelfall — alle Beträge auszuweisen , die je nach der
Rechtsform des Versicherungsunternehmens nach den natio­
nalen Gesetzen des betreffenden Mitgliedstaates als von den
Aktionären oder anderen Personen gezeichnete Eigenkapital­
beträge gelten .

Artikel 24

Passiva: Posten C 1 b), 2 b ), 3 b ), 4 b), 6 b) und D b )

Artikel 20

Passiva: Posten A IV

Rücklagen

Der Posten „Rücklagen" enthält alle in Artikel 9 der Richt­
linie 78 / 660 / EWG unter Passivposten A IV im einzelnen
aufgeführten Rücklagenarten in der dort gegebenen Abgren­
zung. Die Mitgliedstaaten können weitere Arten von Rück­
lagen vorschreiben , sofern dies im Hinblick auf die von der
Richtlinie 78 / 660 / EWG nicht erfaßten Rechtsformen von
Versicherungsunternehmen erforderlich ist .

Die Rücklagenarten sind in den Bilanzen der Versicherungs­
unternehmen einzeln als Unterposten zu Passivposten A IV
auszuweisen , außer der Neubewertungsrücklage , die unter
dem Passivposten A III ausgewiesen wird .

Anteil für das in Rückdeckung gegebene Versicherungs­
geschäft

( 1 ) Die Rückversicherungsanteile umfassen die tatsäch­
lichen oder geschätzten Beträge , um die sich die Bruttobe­
träge der versicherungstechnischen Rückstellungen aufgrund
vertraglicher Abmachungen mit Rückversicherern min­
dern .

( 2 ) Die Rückversicherungsanteile an den Beitragsüberträ­
gen werden nach den Methoden des Artikels 57 oder nach
den Bestimmungen des Rückversicherungsvertrags berech­
net .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben bzw . zulas­
sen , daß Anteile für das in Rückdeckung gegebene Versiche­
rungsgeschäft als Aktiva ausgewiesen werden . Wird von
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht , so werden die Beträge
unter einem Aktivposten D a) „Anteil des in Rückdeckung
gegebenen Versicherungsgeschäfts an den versicherungs­
technischen Rückstellungen" mit folgender Untergliederung
ausgewiesen :

1 . Beitragsüberträge .

2 . Deckungsrückstellung.

3 . Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle .

4 . Rückstellung für erfolgsabhängige und erfolgsunabhän­
gige Beitragsrückerstattung ( sofern sie nicht unter Num­
mer 2 auszuweisen ist ).

5 . Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen .

6 . Versicherungstechnische Rückstellungen im Bereich der
Lebensversicherung, wenn das Anlagerisiko von den
Versicherungsnehmern getragen wird .

Abweichend von Artikel 5 können diese Posten nicht zusam­
mengefaßt werden .

Artikel 21

Passiva: Posten B

Nachrangige Verbindlichkeiten

Verbriefte oder unverbriefte Verbindlichkeiten , die aufgrund
vertraglicher Vereinbarung im Falle der Liquidation oder des
Konkurses allen anderen Verbindlichkeiten nachgeordnet
sind, sind unter diesem Posten auszuweisen .

Artikel 22

Falls ein Mitgliedstaat zuläßt , daß die Bilanz eines Unterneh­
mens Vermögenswerte umfaßt , deren Aufteilung auf die
Versicherungsnehmer und auf die Aktionäre zum Zeitpunkt
des Bilanzstichtages noch nicht festgelegt war , werden diese
Beträge auf der Passivseite der Bilanz unter einem Posten B a)
„Fonds für spätere Zuweisungen" gebucht .
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Artikel 25

Passiva: Posten C 1

Beitragsüberträge

Beitragsüberträge umfassen den Teil der Bruttobeiträge , der
dem folgenden Geschäftsjahr bzw. den folgenden Geschäfts­
jahren zuzurechnen ist . Im Falle der Lebensversicherung
können die Mitgliedstaaten bis zu einer späteren Harmoni­
sierung zulassen oder verlangen, daß die Beitragsüberträge
unter dem Passivposten C 2 ausgewiesen werden .

Umfaßt der Posten C 1 gemäß Artikel 26 auch den Betrag
der Rückstellung für drohende Verluste aus dem Versiche­
rungsgeschäft , so lautet die Bezeichnung des Postens : „Bei­
tragsüberträge und Rückstellung für drohende Verluste aus
dem Versicherungsgeschäft". Erreicht die Rückstellung für
drohende Verluste aus dem Versicherungsgeschäft einen
größeren Umfang, so ist sie entweder in der Bilanz oder im
Anhang getrennt auszuweisen .

Artikel 28

Passiva : Posten C 3

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungs­
fälle

Unter „Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle" sind die geschätzten Gesamtaufwendungen aus­
zuweisen , die dem Versicherungsunternehmen aus der
Abwicklung der bis zum Ende des Geschäftsjahres ange­
fallenen — gemeldeten oder nicht gemeldeten — Versiche­
rungsfälle entstanden sind oder noch entstehen werden,
abzüglich der für solche Versicherungsfälle bereits gezahlten
Beträge .

Artikel 29

Passiva : Posten C 4

Rückstellung für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige
Beitragsrückerstattung

Die Rückstellung enthält diejenigen Beträge , die als erfolgs­
abhängige oder erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung
im Sinne von Artikel 39 für eine spätere Ausschüttung
an Versicherungsnehmer oder Begünstigte bestimmt sind ,
sofern sie nicht schon dem Versicherungsnehmer gutge­
schrieben oder unter dem Passivposten B a) („Fonds für
spätere Zuweisungen") im Sinne des Artikels 22 Absatz 1
oder unter dem Passivposten C 2 erfaßt worden sind .

Artikel 30

Passiva : Posten C 5

Schwankungsrückstellung

( 1 ) Die Schwankungsrückstellung umfaßt alle Beträge ,
die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
zurückzustellen sind , um Schwankungen im Schadenverlauf
künftiger Jahre auszugleichen oder besonderen Risiken
Rechnung zu tragen .

(2 ) Auf infolge des Nichtbestehens solcher Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften mit derselben Zielsetzung gebildete
Rücklagen im Sinne des Artikels 20 ist im Anhang hinzu­
weisen .

Artikel 26

Passiva : Posten C 6

Sonstige versicherungstechnische Rückstellungen

Dieser Posten umfaßt unter anderem die Rückstellung für
drohende Verluste aus dem Versicherungsgeschäft , das heißt
den Betrag , der zusätzlich zu den Beitragsüberträgen für nach
dem Ende des Geschäftsjahres von dem Versicherungsunter­
nehmen zu tragende Risiken zurückgestellt wurde , um allen
über die entsprechenden Beitragsüberträge und etwaige
Beitragsforderungen aus diesen Verträgen hinausgehenden
Aufwendungen für Versicherungsfälle und Verwaltungsauf­
wendungen Rechnung zu tragen . Der Betrag der Rückstel­
lung für drohende Verluste aus dem Versicherungsgeschäft
kann jedoch den Beitragsüberträgen im Sinne von Artikel 25
hinzugerechnet und unter dem Passivposten C 1 ausgewiesen
werden, wenn dies in den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten vorgesehen ist .

Erreicht die Rückstellung für drohende Verluste aus dem
Versicherungsgeschäft einen größeren Umfang , so ist sie
entweder in der Bilanz oder im Anhang getrennt auszu­
weisen .

Wird von der in Artikel 3 Absatz 2 genannten Möglichkeit
nicht Gebrauch gemacht , so umfaßt dieser Posten auch die
Alterungsrückstellung .

Artikel 27

Passiva: Posten C 2

Deckungsrückstellung

Artikel 31

Passiva : Posten D

Versicherungstechnische Rückstellungen im Bereich der
Lebensversicherung, wenn das Anlagerisiko von den Ver­
sicherungsnehmern getragen wird

Unter diesem Posten sind die versicherungstechnischen
Rückstellungen für Verpflichtungen des Versicherungsunter­
nehmens aus Lebensversicherungsverträgen auszuweisen,
deren Wert oder Ertrag sich nach Kapitalanlagen bestimmt,
für die der Versicherungsnehmer das Risiko trägt , oder
indexgebunden ist .

Die Deckungsrückstellung umfaßt den versicherungsmathe­
matisch errechneten Wert der Verpflichtungen des Versiche­
rungsunternehmens einschließlich der bereits zugeteilten
Überschußanteile abzüglich der Summe der Barwerte der
künftig eingehenden Beiträge .
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Etwaige weitere versicherungstechnische Rückstellungen ,
die im Hinblick auf Sterblichkeit , Aufwendungen für den
Versicherungsbetrieb oder andere Risiken (wie im Falle von
zugesicherten Mindestleistungen oder Rückkaufwerten)
gebildet werden , sind unter dem Passivposten C 2 auszuwei­
sen .

Versicherungstechnische Rückstellungen für Verpflichtun­
gen eines Tontinenbetreibers gegenüber den Mitgliedern
einer Tontine sind ebenfalls unter dem Passivposten D
auszuweisen .

Artikel 32

Passiva: Posten F

Depotverbindlichkeiten aus dem in Rückdeckung gegebenen
Versicherungsgeschäft

Als Depotverbindlichkeiten sind Beträge auszuweisen , die im
Rahmen von Rückversicherungsverträgen vom zedierenden
Unternehmen als Sicherheit einbehalten oder ihm vom
Rückversicherer zu diesem Zweck belassen worden sind . Sie
dürfen nicht mit anderen Verbindlichkeiten zusammengefaßt
oder mit Forderungen an den Rückversicherer verrechnet
werden .

Sind bei dem zedierenden Unternehmen Wertpapiere hinter­
legt worden und in sein Eigentum übergegangen , so umfaßt
dieser Posten den Betrag , den das zedierende Unternehmen
aufgrund seiner Rückgabeverpflichtung schuldet .

ABSCHNITT 5

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung

Artikel 33

( 1 ) Die Mitgliedstaaten schreiben für die Gewinn- und
Verlustrechnung die in Artikel 34 vorgesehene Gliederung
vor.

(2 ) Die versicherungstechnische Rechnung für das Allge­
meine Versicherungsgeschäft ist für die unter die Richtlinie
72/ 239 / EWG fallenden Zweige der Direktversicherung und
die entsprechenden Zweige der Rückversicherung zu verwen­
den .

( 3 ) Die versicherungstechnische Rechnung für das
Lebensversicherungsgeschäft ist für die unter die Richtlinie
79 /267 / EWG fallenden Zweige der Direktversicherung und
die entsprechenden Zweige der Rückversicherung zu ver­
wenden .

(4 ) Die Mitgliedstaaten können zulassen oder vorschrei­
ben , daß die Unternehmen , welche ausschließlich die Rück­
versicherung betreiben , für die Gesamtheit der betriebenen
Zweige die versicherungstechnische Rechnung für das Allge­
meine Geschäft verwenden . Das gilt auch für Unternehmen ,
die das Direktversicherungsgeschäft beschränkt auf das
Allgemeine Versicherungsgeschäft betreiben und daneben
das Rückversicherungsgeschäft .

Artikel 34

Gewinn- und Verlustrechnung

I. Versicherungstechnische Rechnung — Allgemeines Versicherungsgeschäft

1 . Verdiente Beiträge für eigene Rechnung

a ) Gebuchte Bruttobeiträge

b ) Abgegebene RückVersicherungsbeiträge ( - )

c) Veränderung der Brutto-Beitragsüberträge und ,
sofern die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ihren
Ausweis unter dem Passivposten C 1 gestatten , der
Rückstellung für drohende Verluste ( + oder - )

d ) Veränderung des Anteils der Rückversicherer an den
Brutto-Beitragsüberträgen ( + oder - )

2 . Technischer Zinsertrag ( von III 6 )

3 . Sonstige versicherungstechnische Erträge für eigene
Rechnung

4. Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene Rech­
nung

a ) Zahlungen für Versicherungsfälle
aa ) Bruttobetrag
bb ) Anteil der Rückversicherer ( - )
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b ) Veränderung der Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle
aa ) Bruttobetrag
bb ) Anteil der Rückversicherer ( - )

5 . Veränderung der übrigen versicherungstechnischen
Nettorückstellungen , sofern sie nicht unter einem ande­
ren Posten auszuweisen ist ( + oder - )

6 . Aufwendungen für erfolgsabhängige und erfolgsunab­
hängige Beitragsrückerstattungen für eigene Rechnung

7 . Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb für eigene
Rechnung

a) Abschlußaufwendungen

b) Veränderung der abgegrenzten Abschlußaufwen­
dungen ( + oder - )

c) Verwaltungsaufwendungen

d) Erhaltene Provisionen aus dem in Rückdeckung
gegebenen Versicherungsgeschäft und Gewinnbetei­
ligungen ( - )

8 . Sonstige versicherungstechnische Aufwendungen für
eigene Rechnung

9 . Veränderung der Schwankungsrückstellung (+ oder -)

10 . Zwischensumme (Ergebnis der versicherungstechnischen
Rechnung „Allgemeines Versicherungsgeschäft" ( nach
III 1 ))

II . Versicherungstechnische Rechnung — Lebensversicherungsgeschäft

1 . Verdiente Beiträge für eigene Rechnung
a) Gebuchte Bruttobeiträge
b) Abgegebene RückVersicherungsbeiträge ( - )
c) VeränderungderNetto-Beitragsüberträge (+ oder -)

2 . Erträge aus Kapitalanlagen

a) Erträge aus Beteiligungen,
davon aus verbundenen Unternehmen

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen ,
davon aus verbundenen Unternehmen

aa ) Erträge aus Grundstücken und Bauten
bb ) Erträge aus anderen Kapitalanlagen

c) Erträge aus Zuschreibungen

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen

3 . Nicht realisierte Gewinne aus Kapitalanlagen

4 . Sonstige versicherungstechnische Erträge für eigene
Rechnung

5 . Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene Rech­
nung

a) Zahlungen für Versicherungsfälle
aa ) Bruttobetrag
bb ) Anteil der Rückversicherer ( - )
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b ) Veränderung der Rückstellung für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle
aa) Bruttobetrag
bb ) Anteil der Rückversicherer ( - )

6 . Veränderung der übrigen versicherungstechnischen
Nettorückstellungen , sofern sie nicht unter einem ande­
ren Posten auszuweisen ist ( + oder - )

a ) Deckungsrückstellung
aa) Bruttobetrag
bb ) Anteil der Rückversicherer ( - )

b ) Übrige versicherungstechnische Rückstellungen

7. Aufwendungen für erfolgsabhängige und erfolgsunab­
hängige Beitragsrückerstattungen für eigene Rechnung

8 . Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb für eigene
Rechnung

a ) Abschlußaufwendungen
b ) Veränderung der abgegrenzten Abschlußaufwen­

dungen ( + oder - )

c) Verwaltungsaufwendungen

d) Erhaltene Provisionen aus dem in Rückdeckung
gegebenen Versicherungsgeschäft und Gewinnbetei­
ligungen ( - )

9 . Aufwendungen für Kapitalanlagen

a ) Aufwendungen für die Verwaltung von Kapitalanla­
gen einschließlich Zinsen

b ) Abschreibungen auf Kapitalanlagen

c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen

10 . Nicht realisierte Verluste aus Kapitalanlagen

11 . Sonstige versicherungstechnische Aufwendungen für
eigene Rechnung

12 . Der nichtversicherungstechnischen Rechnung zugeord­
neter Zins ( - ) ( nach III 4 )

13 . Zwischensumme ( Ergebnis der versicherungstechnischen
Rechnung „Lebensversicherungsgeschäft (nach III 2 ))

III . Nichtversicherungstechnische Rechnung

1 . Ergebnis der versicherungstechnischen Rechnung „Allge­
meines Versicherungsgeschäft" (von 1 10)

2 . Ergebnis der versicherungstechnischen Rechnung „Le­
bensversicherungsgeschäft" ( von II 13 )

3 . Erträge aus Kapitalanlagen

a ) Erträge aus Beteiligungen,
davon aus verbundenen Unternehmen

b ) Erträge aus anderen Kapitalanlagen ,
davon aus verbundenen Unternehmen

aa) Erträge aus Grundstücken und Bauten
bb) Erträge aus anderen Kapitalanlagen
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c) Erträge aus Zuschreibungen

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen

4 . Zugeordneter Zins aus der versicherungstechnischen
Rechnung „Lebensversicherungsgeschäft" ( von II 12 )

5 . Aufwendungen für Kapitalanlagen

a) Aufwendungen für die Verwaltung von Kapitalan­
lagen einschließlich Zinsen

b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen
c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen

6 . Technischer Zinsertrag ( nach 12)

7 . Sonstige Erträge

8 . Sonstige Aufwendungen einschließlich Abschreibungen

9 . Steuern auf das Ergebnis der normalen Geschäftstätig­
keit

10 . Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit nach Abzug
der Steuern

1 1 . Außerordentliche Erträge

12 . Außerordentliche Aufwendungen

13 . Außerordentliches Ergebnis

14 . Steuern auf das außerordentliche Ergebnis

15 . Sonstige Steuern , soweit nicht unter obigen Posten
enthalten

16 . Ergebnis des Geschäftsjahres

ABSCHNITT 6

Vorschriften zu den einzelnen Posten der Gewinn­
und Verlustrechnung

— in der Lebensversicherung auch die Einmalbeiträge
aus der Rückstellung für Beitragsrückerstattung,
soweit diese nach den versicherungsvertraglichen
Grundlagen wie vom Versicherungsnehmer gelei­
stete Beiträge zu behandeln sind und die Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats den Ausweis unter den
Beiträgen vorschreiben oder zulassen ,

iii ) Beitragszuschläge bei halbjährlicher , vierteljährlicher
oder monatlicher Beitragszahlung und Nebenleistungen
der Versicherungsnehmer für Aufwendungen des Unter­
nehmens ,

iv ) bei Mitversicherung der Anteil des Versicherungsunter­
nehmens am Gesamtbetrag der Beiträge ,

v) fällige RückVersicherungsbeiträge von zedierenden
und retrozedierenden Versicherungsunternehmen , ein­
schließlich der Portefeuille-Eintrittsbeiträge,

nach Abzug von

— Portefeuille-Austrittsbeiträgen zugunsten von zedieren­
den und retrozedierenden Versicherungsunternehmen
sowie

— Stornierungen .

Artikel 35

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten IIa)

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 1 a )

Gebuchte Bruttobeiträge

Die gebuchten Bruttobeiträge umfassen alle während des
Geschäftsjahres für die Versicherungsverträge fällig gewor­
denen Beiträge , unabhängig davon , ob sich diese Beiträge
ganz oder teilweise auf ein späteres Geschäftsjahr beziehen ;
dazu gehören insbesondere auch :

i ) die noch zu buchenden Beiträge , wenn die Berechnung
des Beitrags erst am Jahresende erfolgen kann ,

ii ) — Einmalbeiträge und Zahlungen für Jahresrenten ,
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( 2 ) Ist die Differenz aus

— dem Betrag der zu Beginn des Geschäftsjahres bestehen­
den Rückstellung für in früheren Geschäftsjahren einge­
tretene und noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle
und

— den Beträgen , die während des Geschäftsjahres für in
früheren Geschäftsjahren eingetretene Versicherungs­
fälle bezahlt werden , sowie dem Betrag der am Ende des
Geschäftsjahres für solche noch nicht abgewickelten
Versicherungsfälle bestehenden Rückstellung

erheblich , so ist sie nach Art und Höhe im Anhang zu
erläutern .

Diese Beträge verstehen sich ohne Steuern und steuerähnliche
Abgaben , die mit den einzelnen Beiträgen bzw. auf die
Gesamtbeiträge erhoben werden.

Artikel 36

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgmeine Versi­
cherungsgeschäft : Posten IIb)

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft: Posten II 1 b )

Abgegebene RückVersicherungsbeiträge

Unter „Abgegebene RückVersicherungsbeiträge" fallen alle
verrechneten Beiträge aus dem in Rückdeckung gegebenen
Versicherungsgeschäft . Portefeuille-Eintrittsbeiträge , die bei
Abschluß oder Änderung des in Rückdeckung gegebenen
Versicherungsgeschäfts gezahlt werden, sind hinzuzurech­
nen ; Portefeuille-Austrittsbeiträge sind abzuziehen .

Artikel 37

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 1 c) und d)

Versicherungtechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 1 c )

Veränderung der Netto-Beitragsüberträge

In der Lebensversicherung können die Mitgliedstaaten bis zu
einer späteren Koordinierung verlangen oder zulassen , daß
die Veränderung der Beitragsüberträge unter der „Verände­
rung der Deckungsrückstellung" ausgewiesen wird .

Artikel 38

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 4

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft: Posten II 5

Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene Rech­
nung

( 1 ) Die Aufwendungen für Versicherungsfälle umfassen
die im Geschäftsjahr für Versicherungsfälle geleisteten Zah­
lungen zuzüglich der Rückstellung für noch nicht abgewik­
kelte Versicherungsfälle am Ende des Geschäftsjahres abzüg­
lich der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versiche­
rungsfälle zu Beginn des Geschäftsjahres .

Diese Beträge umfassen auch Rentenzahlungen , Rückkäufe ,
Schadensreserveeintritte und -austritte von zedierenden
Versicherungsunternehmen und von Rückversicherern,
externe und interne Schadenregulierungsaufwendungen
sowie die unter Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe b) und
Absatz 2 Buchstabe a) fallenden Spätschäden .

Erstattungsleistungen aufgrund von Regressen und Prove­
nues im Sinne von Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe d) sind
abzuziehen .

Artikel 39

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 6

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft: Posten II 7

Aufwendungen für erfolgsabhängige und erfolgsunabhän­
gige Beitragsrückerstattungen für eigene Rechnung

Die erfolgsabhängigen Beitragsrückerstattungen umfassen
die zu Lasten des Geschäftsjahres an Versicherungsnehmer
und andere Begünstigte erfolgten Zahlungen oder Beträge ,
die diesen zustehen oder zu ihren Gunsten zurückgestellt
wurden, einschließlich der Beträge , die zur Erhöhung der
versicherungstechnischen Rückstellungen oder zur Verrech­
nung mit künftigen Beiträgen dienen , sofern sie aus den
Überschüssen oder Gewinnen des Gesamtgeschäfts oder
eines Geschäftsbereichs stammen , abzüglich der in früheren
Jahren zurückgestellten und nicht mehr erforderlichen
Beträge .

Die erfolgsunabhängigen Beitragsrückerstattungen umfassen
derartige Beträge insoweit , als sie eine Teilrückerstattung
von Beiträgen aufgrund des Verlaufs einzelner Verträge
darstellen .

Erreichen die erfolgsabhängigen oder die erfolgsunabhän­
gigen Beitragsrückerstattungen einen größeren Umfang, so
sind sie im Anhang getrennt anzugeben .

Artikel 40

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 7 a)

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 8 a)

Abschlußaufwendungen

Unter „Abschlußaufwendungen" sind die durch den
Abschluß eines Versicherungsvertrags anfallenden Aufwen­
dungen zu erfassen . Sie umfassen sowohl unmittelbar zure­
chenbare Aufwendungen wie Abschlußprovision , Aufwen­
dungen für die Anlegung der Versicherungsakte oder die
Aufnahme des Versicherungsvertrags in den Versicherungs­
bestand als auch mittelbare wie die allgemeinen Werbe­
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aufwendungen oder die Büroaufwendungen, die im Zusam­
menhang mit der Antragsbearbeitung und Policierung ent­
stehen .

Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die Verlänge­
rungsprovisionen unter Posten I 7 c) oder II 8 c) ausgewiesen
werden.

Artikel 41

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 7 c)

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 8 c )

Verwaltungsaufwendungen

Die „Verwaltungsaufwendungen" umfassen insbesondere
die Aufwendungen für den Beitragseinzug, die Bestandsver­
waltung, die Bearbeitung der Beitragsrückerstattungen und
die der aktiven und passiven Rückversicherung. Sie umfassen
insbesondere die Personalaufwendungen und die Abschrei­
bungen auf die Betriebs- und Geschäftsausstattung, soweit
diese nicht unter den Abschlußaufwendungen , den Aufwen­
dungen für Versicherungsfälle oder denen für Kapitalanlagen
auszuweisen sind .

Artikel 43

Versicherungstechnische Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft : Posten I 2

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 12

Nichtversicherungstechnische Rechnung: Posten III 4 und 6

Technischer Zinsertrag, Zugeordneter Zins

( 1 ) Wird ein Teil der Erträge aus Kapitalanlagen der
versicherungstechnischen Rechnung für das Allgemeine Ver­
sicherungsgeschäft zugeführt , so ist die Entnahme aus der
nichtversicherungstechnischen Rechnung unter dem Posten
III 6 und die Zuführung zur versicherungstechnischen Rech­
nung unter dem Posten I 2 auszuweisen .

( 2 ) Wird ein in der versicherungstechnischen Rechnung
für das Lebensversicherungsgeschäft ausgewiesener Teil der
Erträge aus Kapitalanlagen der nichtversicherungstechni­
schen Rechnung zugeführt , so ist der entsprechende Betrag
aus dem Posten II 12 zu entnehmen und dem Posten III 4
zuzuschreiben ,

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können die Art und die Höhe der
Übertragung von technischen Zinsen von einem Teil der
Gewinn- und Verlustrechnung in den anderen vorschreiben .
Auf jeden Fall sind der Grund für die Übertragung und die
Berechnungsgrundlage im Anhang zu erläutern ; gegebenen­
falls reicht ein Hinweis auf den Wortlaut der betreffenden
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift aus .

Artikel 44

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 3 und 10

Nicht realisierte Gewinne und Verluste aus Kapitalanlagen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können zulassen , daß bei der
Lebensversicherung die Veränderungen des Unterschieds
zwischen

— der Bewertung von Kapitalanlagen nach dem Zeitwert
oder nach einer der Methoden gemäß Artikel 33 Absatz 1
der Richtlinie 78 / 660 / EWG und

— ihrer Bewertung nach dem Anschaffungswert

unter den Posten II 3 und 10 der Gewinn- und Verlustrech­
nung ganz oder teilweise ausgewiesen werden .

Die Mitgliedstaaten verlangen auf jeden Fall , daß die Beträge
nach Absatz 1 unter den vorgenannten Posten ausgewiesen
werden , wenn sie sich auf die unter dem Aktivposten D
genannten Anlagen beziehen .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten , die eine Bewertung der unter
dem Aktivposten C genannten Anlagen nach dem Zeitwert
verlangen oder zulassen , können im Allgemeinen Versiche­
rungsgeschäft gestatten , daß die Veränderungen des Unter­
schieds zwischen der Bewertung der Anlagen nach dem
Zeitwert und ihrer Bewertung nach ihrem Anschaffungswert
ganz oder teilweise unter einem Posten III 3 a ) bzw. 5 a) der
Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesen werden.

Artikel 42

Versicherungstechnische Rechnung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft : Posten II 2 und 9

Nichtversicherungstechnische Rechnung: Posten III 3 und 5

Erträge aus und Aufwendungen für Kapitalanlagen

( 1 ) Sämtliche Erträge und Aufwendungen im Zusammen­
hang mit Kapitalanlagen sind, soweit sie das Allgemeine
Versicherungsgeschäft betreffen, in der nichtversicherungs­
technischen Rechnung auszuweisen .

( 2 ) Bei Unternehmen , die die Lebensversicherung betrei­
ben , sind die Erträge und Aufwendungen im Zusammenhang
mit Kapitalanlagen in der versicherungstechnischen Rech­
nung für das Lebensversicherungsgeschäft auszuweisen .

( 3 ) Bei Unternehmen , die sowohl die Lebensversicherung
als auch das Allgemeine Versicherungsgeschäft betreiben,
sind die Erträge und Aufwendungen im Zusammenhang mit
Kapitalanlagen , soweit sie unmittelbar mit dem Lebensver­
sicherungsgeschäft zusammenhängen , in der versicherungs­
technischen Rechnung für das Lebensversicherungsgeschäft
auszuweisen .

(4 ) Die Mitgliedstaaten können die Angabe von Anlage­
erträgen und -aufwendungen nach ihrer Herkunft oder ihrer
Bestimmung vorschreiben oder zulassen und zu diesem
Zweck gegebenenfalls neue Posten in der versicherungstech­
nischen Rechnung für das Allgemeine Versicherungsgeschäft
analog zu den entsprechenden Posten der versicherungstech­
nischen Rechnung für das Lebensversicherungsgeschäft vor­
sehen.
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ABSCHNITT 7

Bewertungsregeln

Artikel 45

Für die Bewertung von Kapitalanlagen gilt vorbehaltlich der
Artikel 46 bis 49 dieser Richtlinie das in Artikel 32 der
Richtlinie 78 / 660/EWG vorgeschriebene Anschaffungs­
oder Herstellungswertprinzip .

Artikel 46

(1 ) Hinsichtlich der unter dem Aktivposten C aufgeführ­
ten Kapitalanlagen können die Mitgliedstaaten eine Bewer­
tung nach dem gemäß Artikel 48 und 49 zu berechnenden
Zeitwert verlangen oder zulassen .

( 2 ) Die unter dem Aktivposten D aufgeführten Kapital­
anlagen sind zum Zeitwert auszuweisen .

( 3 ) Werden die Kapitalanlagen zum Anschaffungswert
ausgewiesen , so ist im Anhang der Zeitwert anzugeben .

Jedoch können Mitgliedstaaten , in denen zum Zeitpunkt
der Notifizierung dieser Richtlinie Kapitalanlagen zum
Anschaffungswert ausgewiesen werden , den Versicherungs­
unternehmen die Möglichkeit einräumen , im Anhang den
Zeitwert der unter dem Aktivposten C I aufgeführten
Kapitalanlagen erstmals spätestens fünf Jahre nach dem in
Artikel 70 Absatz 1 genannten Zeitpunkt und den Zeitwert
der sonstigen Kapitalanlagen erstmals spätestens drei Jahre
nach demselben Zeitpunkt anzugeben .

(4 ) Werden die Kapitalanlagen zum Zeitwert ausgewie­
sen , so ist im Anhang der Anschaffungswert anzugeben .

( 5 ) Kapitalanlagen , die unter einem mit einer arabischen
Ziffer bezeichneten Posten oder unter dem Aktivposten C I
ausgewiesen sind , sind jeweils nach derselben Bewertungs­
methode zu bewerten .

( 6 ) Die bei den einzelnen Posten angewandte Methode ist
im Anhang anzugeben .

tag oder , wenn der' Bilanzstichtag kein Börsentag ist , der
Wert am letzten diesem Zeitpunkt vorausgehenden Börsen­
tag zu verstehen .

( 3 ) Ist für andere als die in Absatz 2 genannten Kapital­
anlagen ein Markt vorhanden , dann gilt als „Freiverkehrs­
wert" der Durchschnittswert , zu dem derartige Kapitalan­
lagen zum Bilanzstichtag oder , wenn der Bilanzstichtag kein
Markttag ist , am letzten diesem Zeitpunkt vorausgehenden
Markttag gehandelt wurden .

(4 ) Sind zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung in den
Absätzen 2 oder 3 genannte Kapitalanlagen veräußert wor­
den oder besteht die Absicht , sie in nächster Zeit zu
veräußern , so ist der Freiverkehrswert um die angefallenen
oder geschätzten Realisierungsaufwendungen zu vermin­
dern .

( 5 ) Mit Ausnahme der Fälle , in denen gemäß Artikel 59
der Richtlinie 78 / 660 / EWG die Equity-Methode Anwen­
dung findet , sind die Kapitalanlagen auf einer Basis zu
bewerten , die dem voraussichtlich realisierbaren Wert und
dem Grundsatz der Vorsicht Rechnung trägt .

( 6 ) Im Anhang sind jeweils die angewandte Bewertungs­
methode sowie der Grund für ihre Anwendung anzu­
geben .

Artikel 49

( 1 ) Bei Bauten und Grundstücken ist der Zeitwert der zum
Zeitpunkt der Bewertung geltende und gegebenenfalls nach
den Absätzen 4 oder 5 verminderte Marktwert .

( 2 ) Unter Marktwert ist der Preis zu verstehen , der zum
Zeitpunkt der Bewertung aufgrund eines privatrechtlichen
Vertrages über Bauten oder Grundstücke zwischen einem
Verkaufswilligen Verkäufer und einem ihm nicht durch
persönliche Beziehungen verbundenen Käufer unter den
Voraussetzungen zu erzielen ist , daß das Grundstück offen
am Markt angeboten wurde, daß die Marktverhältnisse einer
ordnungsgemäßen. Veräußerung nicht im Wege stehen und
daß eine der Bedeutung des Objektes angemessene Verhand­
lungszeit zur Verfügung steht .

( 3 ) Der Marktwert ist im Wege einer Schätzung festzu­
stellen , die mindestens alle fünf Jahre für jedes einzelne
Gebäude oder Grundstück, nach einer allgemein anerkann­
ten oder einer von den Versicherungsaufsichtsbehörden
zugelassenen Methode vorzunehmen ist . Artikel 35 Absatz 1
Buchstabe b ) der Richtlinie 78 / 660 /EWG findet keine
Anwendung .

(4 ) Hat sich seit der letzten Schätzung gemäß Absatz 3 der
Wert eines Gebäudes oder Grundstückes vermindert , so ist
eine entsprechende Wertberichtigung vorzunehmen . Der
berichtigte Wert ist bis zur nächsten , nach den Absätzen 2
und 3 vorzunehmenden Marktwertfeststellung beizubehal­
ten .

( 5 ) Sind zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung Gebäude
oder Grundstücke verkauft worden oder sollen sie in näch­
ster Zeit verkauft werden , dann ist der nach den Absätzen 2
und 4 festgesetzte Wert um die angefallenen oder geschätzten
Realisierungsaufwendungen herabzusetzen .

Artikel 47

Werden Kapitalanlagen nach dem Zeitwert bewertet ,
so findet Artikel 33 Absätze 2 und 3 der Richtlinie
78 / 660 /EWG vorbehaltlich der Artikel 31 und 44 der
vorliegenden Richtlinie Anwendung.

Artikel 48

( 1 ) Bei den Kapitalanlagen mit Ausnahme der Grund­
stücke und Bauten bedeutet „Zeitwert" vorbehaltlich Absatz
5 „Freiverkehrswert" .

(2 ) Bei an einer zugelassenen Börse notierten Kapitalan­
lagen ist unter „Freiverkehrswert" der Wert am Bilanzstich­
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( 6 ) Ist die Bestimmung des Marktwertes eines Gebäudes
oder Grundstücks nicht möglich , so ist von den Anschaf­
fungs- bzw . Herstellungskosten auszugehen .

( 7 ) Im Anhang sind die Bewertungsmethode sowie die
entsprechende Zuordnung der Grundstücke und Bauten
nach dem Jahr , in dem ihre Bewertung erfolgte , anzu­
geben .

Artikel SO

Findet Artikel 33 der Richtlinie 78 / 660 /EWG auf Versiche­
rungsunternehmen Anwendung , so gelten folgende Bestim­
mungen :

a ) Absatz 1 Buchstabe a ) findet Anwendung auf die unter
dem Aktivposten F I in Artikel 6 der vorliegenden
Richtlinie aufgeführten Vermögensgegenstände;

b ) Absatz 1 Buchstabe c) findet Anwendung auf die unter
den Aktivposten C I bis IV , F I ( mit Ausnahme der
Vorräte ) und F III in Artikel 6 der vorliegenden Richtlinie
aufgeführten Vermögensgegenstände .

Artikel 51

Artikel 35 der Richtlinie 78 / 660 / EWG findet auf Versiche­
rungsunternehmen mit folgender Maßgabe Anwendung :

a ) Er findet Anwendung auf die unter den Aktivposten B
und C aufgeführten Vermögensgegenstände und auf die
unter dem Aktivposten F I in Artikel 6 der vorliegenden
Richtlinie genannten Vermögensgegenstände;

b ) Absatz 1 Buchstabe c) aa ) findet Anwendung auf die
unter den Aktivposten C II , III , IV und F III in Artikel 6
der vorliegenden Richtlinie aufgeführten Vermögens­
gegenstände .

Die Mitgliedstaaten können vorschreiben , daß die unter den
Kapitalanlagen aufgeführten Wertpapiere am Bilanzstichtag
auf einen niedrigeren Wert abgeschrieben werden müssen .

Artikel 52

Artikel 38 der Richtlinie 78 /660 / EWG findet Anwendung
auf die unter dem Aktivposten F I in Artikel 6 der vorliegen­
den Richtlinie aufgeführten Vermögensgegenstände .

Artikel 53

Artikel 39 der Richtlinie 78 /660 / EWG findet Anwendung
auf die unter den Aktivposten E I , II und III sowie F II in
Artikel 6 der vorliegenden Richtlinie aufgeführten Vermö­
gensgegenstände .

Artikel 54

Im Allgemeinen Versicherungsgeschäft sind die abgegrenzten
Abschlußaufwendungen auf einer Bemessungsgrundlage zu
ermitteln , die mit der für die Beitragsüberträge vorgesehenen
Bemessung vereinbar ist .

In der Lebensversicherung hingegen kann die Berechnung
der abzugrenzenden Abschlußaufwendungen in die nach
Artikel 59 vorzunehmende „versicherungsmathematische
Berechnung" eingehen .

Artikel 55

( 1 ) a ) Werden die unter den Aktivposten C II und III
aufgeführten Schuldverschreibungen und anderen
festverzinslichen Wertpapiere nicht zum Marktwert
ausgewiesen , so werden sie zu den Anschaffungsko­
sten bilanziert . Die Mitgliedstaaten können jedoch
zulassen oder verlangen , daß diese Wertpapiere mit
ihrem Rückzahlungsbetrag bilanziert werden .

b ) Sind die Anschaffungskosten der unter Buchstabe a)
genannten Wertpapiere höher als der Rückzah­
lungsbetrag , so muß der Unterschiedsbetrag als
Aufwand in der Gewinn- und Verlustrechnung
gebucht werden . Die Mitgliedstaaten können
jedoch zulassen oder vorschreiben , daß der Unter­
schiedsbetrag zeitanteilig , spätestens jedoch zum
Zeitpunkt der Rückzahlung dieser Wertpapiere
abgeschrieben wird . Er ist gesondert in der Bilanz
oder im Anhang auszuweisen .

c) Sind die Anschaffungskosten der unter Buchstabe a )
genannten Wertpapiere niedriger als der Rückzah­
lungsbetrag , so können die Mitgliedstaaten zulassen
oder vorschreiben , daß der Unterschiedsbetrag zeit­
anteilig über die gesamte Restlaufzeit bis zur Rück­
zahlung als Ertrag gebucht wird . Er ist gesondert in
der Bilanz oder im Anhang auszuweisen .

( 2 ) Werden nicht zum Marktwert ausgewiesene Schuld­
verschreibungen oder andere festverzinsliche Wertpapiere
vor dem Ende der Laufzeit veräußert und werden mit dem
Erlös andere Schuldverschreibungen oder festverzinsliche
Wertpapiere erworben , so können die Mitgliedstaaten zulas­
sen , daß der Unterschiedsbetrag gegenüber dem Buchwert
gleichmäßig über die restliche Laufzeit der ursprünglichen
Kapitalanlage verteilt wird .

Artikel 56

Versicherungstechnische Rückstellungen

Die versicherungstechnischen Rückstellungen müssen jeder­
zeit gewährleisten, daß das Versicherungsunternehmen alle
seine aus Versicherungsverträgen resultierenden Verpflich­
tungen im Rahmen dessen, was bei vernünftiger Betrach­
tungsweise vorhersehbar ist , erfüllen kann .

Artikel 57

Beitragsüberträge

( 1 ) Die Beitragsüberträge sind grundsätzlich für jeden
Versicherungsvertrag einzeln zu berechnen . Die Mitglied­
staaten können jedoch die Anwendung von statistischen
Methoden , insbesondere Bruchteils- und Pauschalmethoden ,
zulassen , wenn anzunehmen ist , daß diese zu annähernd den
gleichen Ergebnissen führen wie die Einzelberechnungen .
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( 2 ) In Versicherungszweigen, in denen die Annahme
zeitlicher Proportionalität zwischen Risikoverlauf und Bei­
trag nicht zutrifft,sind Berechnungsverfahren anzuwenden ,
die der im Zeitablauf unterschiedlichen Entwicklung des
Risikos Rechnung tragen .

Artikel 58

Rückstellung für drohende Verluste

Grundlage für die Berechnung der Rückstellung für drohende
Verluste gemäß Artikel 26 sind die voraussichtlichen Auf­
wendungen für Versicherungsfälle und Verwaltungsaufwen­
dungen , die nach dem Bilanzstichtag aus vor dem Bilanz­
stichtag geschlossenen Verträgen entstehen können, soweit
die dafür angesetzten Beträge die Beitragsüberträge und
etwaige Beitragsforderungen übersteigen .

Artikel 59

Deckungsrückstellung

( 1 ) Die Deckungsrückstellung für das Lebensversiche­
rungsgeschäft ist grundsätzlich für jeden Versicherungsver­
trag einzeln zu berechnen . Die Mitgliedstaaten können
jedoch die Anwendung von statistischen oder mathemati­
schen Methoden zulassen, wenn anzunehmen ist , daß diese
zu annähernd den gleichen Ergebnissen führen wie die
Einzelberechnungen . Eine Zusammenfassung der wichtig­
sten Berechnungsgrundlagen ist im Anhang wiederzuge­
ben.

( 2 ) Die Berechnung ist jährlich von einem Versicherungs­
mathematiker oder einem anderen Sachverständigen auf
der Grundlage anerkannter versicherungsmathematischer
Methoden vorzunehmen .

c ) In die Berechnung der Rückstellung sind die Schaden­
regulierungsaufwendungen , gleich welchen Ursprungs ,
einzubeziehen .

d ) Wenn das Versicherungsunternehmen aufgrund von
geleisteten Entschädigungen Rückgriff nehmen kann
( Regress ) oder wenn ihm Ansprüche auf ein versichertes
Objekt , für das Ersatz geleistet worden ist , erwachsen
(Provenues), wird der Gesamtbetrag der beitreibbaren
Forderungen , die bei der Berechnung der Rückstellung
Berücksichtigung finden , nach dem Grundsatz der Vor­
sicht festgesetzt . Erreichen sie einen größeren Umfang,
so sind sie im Anhang anzugeben .

e ) Abweichend von Buchstabe d) können die Mitgliedstaa­
ten vorschreiben oder zulassen , daß die beitreibbaren
Forderungen als Aktivposten ausgewiesen werden.

f) Sind die Versicherungsleisturigen in Form einer Rente zu
erbringen, so müssen die Rückstellungsbeträge nach
anerkannten versicherungsmathematischen Methoden
berechnet werden .

g) Verdeckte Diskontabschläge etwa dergestalt , daß Versi­
cherungsleistungen zu einem geringeren Wert angesetzt
werden als für die endgültige Schadenabwicklung zu
erwarten ist , sind unzulässig .

Die Mitgliedstaaten können einen offenen Diskontab­
schlag zur Einbeziehung der Anlagenerträge zulassen .
Dieser Diskontabschlag kann nur unter folgenden Bedin­
gungen vorgenommen werden:

i ) Der für die Abwicklung der Versicherungsfälle
vorgesehene Zeitpunkt liegt durchschnittlich min­
destens vier Jahre nach der Erstellung des Jahresab­
schlusses ;

ii ) der Abschlag erfolgt nach einem von der Aufsichts­
behörde anerkannten Verfahren , wobei diese über
jede Änderung des Verfahrens vorher unterrichtet
werden muß;

iii ) das Unternehmen berücksichtigt bei der Berechnung
der gesamten Aufwendungen für die Abwicklung
von Schadenfällen alle Faktoren, die möglicher­
weise zu einer Erhöhung dieses Betrags führen
können;

iv ) das Unternehmen verfügt über ausreichende Anga­
ben, um ein verläßliches Modell der Häufigkeit von
Schadenregulierungen erstellen zu können;

v) der angesetzte Abzinsungssatz ist nicht höher als der
vorsichtig geschätzte Satz der Rendite auf Anlagen ,
die den Gegenwert für Rückstellungen für die
Abwicklung von Schadenfällen während des für sie
erforderlichen Regulierungszeitraums darstellen .
Außerdem übersteigt er nicht den niedrigeren der
beiden folgenden Sätze:

— den der Rendite auf die genannten Anlagen in
den letzten fünf Jahren ;

— den der Rendite auf die genannten Anlagen im
Jahr vor der Erstellung der Bilanz .

Nimmt das Unternehmen einen Diskontabschlag vor ,
müssen im Anhang der gesamte Rückstellungsbetrag vor

Artikel 60

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungs­
fälle

( 1 ) Im Allgemeinen Versicherungsgeschäft :

a ) Die Rückstellung ist grundsätzlich für jeden Versiche­
rungsfall einzeln in Höhe der voraussichtlich noch
entstehenden Aufwendungen zu bilden . Statistische
Methoden sind zulässig, wenn sie unter Berücksichtigung
der Art der Risiken eine ausreichende Rückstellung
ergeben ; die Mitgliedstaaten können allerdings vor­
schreiben , daß die Anwendung solcher Methoden der
vorherigen Genehmigung bedarf.

b ) Bei dieser Rückstellung ist auch den bis zum Bilanzstich­
tag eingetretenen , aber noch nicht gemeldeten Versiche­
rungsfällen Rechnung zu tragen ; bei der Berechnung
dieser Rückstellung sind die bisherigen Erfahrungen in
bezug auf die Anzahl der nach dem Bilanzstichtag
gemeldeten Versicherungsfälle und die Höhe der damit
verbundenen Aufwendungen zu berücksichtigen .
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( 2 ) Wird eine der in Absatz 1 genannten Methoden
angewandt , dann hat dies über Jahre hinweg systematisch zu
geschehen , es sei denn , die' Situation rechtfertigt eine Ände­
rung. Die Anwendung einer solchen Methode ist im Anhang
anzugeben und zu begründen : bei Änderung der angewand­
ten Methode ist ihr Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage im Anhang darzulegen . Bei der Anwendung der
Methode 1 ist im Anhang der Zeitraum bis zur Bildung einer
herkömmlichen Rückstellung für noch nicht abgewickelte
Versicherungsfälle anzugeben . Bei der Anwendung von
Methode 2 ist im Anhang anzugeben , um welchen Zeitraum
das Jahr , dessen Zahlen ausgewiesen werden , dem
Geschäftsjahr vorausgeht und welchen Umfang die betref­
fenden Geschäfte haben .

( 3 ) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „Zeichnungsjahr"
das Geschäftsjahr , in dem die Versicherungsverträge in dem
betreffenden Versicherungszweig oder der betreffenden Ver­
sicherungsart begonnen haben.

Artikel 62

Bis zu einer späteren Koordinierung gelten in den Mitglied­
staaten , die die Bildung einer Schwankungsrückstellung
verlangen , die einzelstaatlichen Bestimmungen für deren
Berechnung.

dem Abschlag, die Arten von Schadenfällen , für die ein
Abschlag erfolgt , sowie für jede dieser Arten die jeweils
angewandten Verfahren und insbesondere die für die
Schätzungen nach dem vorstehenden Unterabsatz Zif­
fern iii ) und v ) gewählten Sätze und die Kriterien , die für
die Schätzung des Zeitraums bis zur Abwicklung der
Schadenfälle verwendet wurden , angegeben werden .

( 2 ) Im Lebensversicherungsgeschäft :

a ) Für die Höhe der Rückstellung für noch nicht abgewik­
kelte Versicherungsfälle ist die den Begünstigten geschul­
dete Summe zuzüglich der Regulierungsaufwendungen
maßgebend . Sie umfaßt auch die Rückstellung für einge­
tretene , jedoch noch nicht gemeldete Versicherungs­
fälle .

b ) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, daß der Rück­
stellungsbetrag nach Buchstabe a) unter dem Passiv­
posten C 2 auszuweisen ist .

Artikel 61

( 1 ) Bis zu einer späteren Koordinierung können die
Mitgliedstaaten verlangen oder zulassen, daß in den Fällen ,
in denen aufgrund der Besonderheiten eines Versicherungs­
zweiges oder einer Versicherungsart die das Geschäftsjahr
betreffenden Informationen über die fälligen Beiträge und/
oder die eingetretenen Versicherungsfälle zum Zeitpunkt der
Bilanzaufstellung zu einer genauen Schätzung nicht ausrei­
chen, die folgenden Methoden Anwendung finden :

Methode 1

Aus dem Uberschuß der gebuchten Beiträge gegenüber den
Aufwendungen für Versicherungsfälle und für den Versiche­
rungsbetrieb für im Zeichnungsjahr beginnende Verträge ist
eine versicherungstechnische Rückstellung zu bilden, die in
der Bilanz unter dem Passivposten C 3 unter der Rückstel­
lung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle ausge­
wiesen wird . Diese Rückstellung kann auch auf der Grund­
lage eines bestimmten Prozentsatzes der gebuchten Beiträge
ermittelt werden , wenn nach der Eigenart des versicherten
Risikos eine solche Methode zweckmäßig ist . Sobald dies
erforderlich erscheint, wird der Betrag dieser versicherungs­
technischen Rückstellung so weit aufgestockt , daß er zur
Erfüllung derzeitiger und künftiger Verpflichtungen aus­
reicht . Sobald ausreichende Informationen vorliegen, jedoch
spätestens am Ende des dritten auf das Zeichnungsjahr
folgenden Jahres ist die so gebildete versicherungstechnische
Rückstellung durch eine im Wege der üblichen Schätzung
ermittelte Rückstellung für noch nicht abgewickelte Ver­
sicherungsfälle zu ersetzen .

Methode 2

In der versicherungstechnischen Rechnung oder in einigen
ihrer Posten werden die Zahlen des Jahres eingesetzt , das
dem Geschäftsjahr ganz oder teilweise vorausgeht . Dieses
Jahr darf dem Geschäftsjahr um nicht mehr als zwölf Monate
vorausgehen . Der Betrag der versicherungstechnischen
Rückstellungen des Jahresabschlusses wird erforderlichen­
falls soweit aufgestockt , daß er zur Erfüllung derzeitiger und
künftiger Verpflichtungen ausreicht .

ABSCHNITT 8

Inhalt des Anhangs

Artikel 63

Anstelle der in Artikel 43 Absatz 1 Nummer 8 der Richtlinie
78 / 660 / EWG vorgesehenen Angaben haben Versicherungs­
unternehmen im Anhang anzugeben :

I. im Allgemeinen Versicherungsgeschäft :

1 . die gebuchten Bruttobeiträge ,

2 . die verdienten Bruttobeiträge ,

3 . die Bruttoaufwendungen für Versicherungsfälle ,

4 . die Bruttoaufwendungen für den Versicherungs­
betrieb ,

5 . den Rückversicherungssaldo .

Diese Beträge sind getrennt nach dem selbst abgeschlos­
senen Geschäft und dem in Rückdeckung übernomme­
nen Geschäft darzustellen, wenn das in Rückdeckung
übernommene Geschäft mindestens 10% des Gesamt­
betrags der gebuchten Bruttobeiträge ausmacht ; die
Angaben für das selbst abgeschlossene Geschäft sind
in folgende Versicherungszweige und Versicherungs­
zweiggruppen zu untergliedern :

— Unfall- und Krankenversicherung,

— Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung,
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— dem Mitgliedstaat , in dem das Unternehmen seinen
Sitz hat ;

— den übrigen Mitgliedstaaten ;
— Drittländern ,

es sei denn , daß die jeweiligen gebuchten Bruttobeiträge
5 % des Gesamtbetrags der gebuchten Bruttobeiträge
nicht übersteigen .

Artikel 64

Versicherungsunternehmen haben die Provisionen für das
selbst abgeschlossene und während des Geschäftsjahres
gebuchte Versicherungsgeschäft anzugeben . Die Ausweis­
pflicht betrifft Provisionen jeder Art , insbesondere
Abschluß-, Verlängerungs-, Inkasso- und Bestandspflege­
provisionen .

— sonstige Arten der KraftfahrtVersicherung,
— See-, Luftfahrt- und Transportversicherung,
— Feuer- und Sachversicherung ,
— Haftpflichtversicherung,

— Kredit- und Kautionsversicherung,

— Rechtsschutzversicherung,
— Verkehrs-Service-Versicherung,

— sonstige Versicherungszweige .

Die Aufgliederung nach Versicherungszweigen und
Versicherungszweiggruppen innerhalb des selbst abge­
schlossenen Geschäfts ist nicht erforderlich , wenn der
Betrag der im selbst abgeschlossenen Geschäft gebuch­
ten Bruttobeiträge für den Versicherungszweig bzw . die
Versicherungszweiggruppe jeweils 10 Millionen ECU
nicht überschreitet . Die Unternehmen sind jedoch auf
jeden Fall gehalten , die Beträge für ihre drei wichtigsten
Versicherungszweige bzw. Versicherungszweiggrup­
pen anzugeben ;

II . im Lebensversicherungsgeschäft :

1 . die gebuchten Bruttobeiträge sind getrennt nach
dem selbst abgeschlossenen Geschäft und dem in
Rückdeckung übernommenen Geschäft darzustel­
len , wenn das in Rückdeckung übernommene
Geschäft mindestens 10% des Gesamtbetrags der
gebuchten Bruttobeiträge ausmacht ; die Angaben
für das selbst abgeschlossene Geschäft sind zu
untergliedern nach :
a ) i ) Einzelbeiträgen,

ii ) Beiträgen im Rahmen von Gruppenver­
trägen ,

b ) i ) laufenden Beiträgen ,
ii ) Einmalbeiträgen ,

c) i ) Beiträgen im Rahmen von Verträgen ohne
Gewinnbeteiligung ,

ii ) Beiträgen im Rahmen von Verträgen mit
Gewinnbeteiligung ,

iii ) Beiträgen im Rahmen von Verträgen , bei
denen das Kapitalanlagerisiko von den
Versicherungsnehmern getragen wird .

Angaben zu den unter den Buchstaben a ), b ) und c )
genannten Posten können unterbleiben , wenn
deren Anteil 10 % des Gesamtbetrags der im selbst
abgeschlossenen Geschäft gebuchten Bruttobei­
träge nicht übersteigt;

2 . der Rückversicherungssaldo ;

III . in den Fällen des Artikels 33 Absatz 4 : die gebuchten
Bruttobeiträge, getrennt nach dem Lebensversiche­
rungs- und dem Allgemeinen Versicherungsgeschäft ;

IV . in allen Fällen : die gebuchten Bruttobeiträge aus dem
selbst abgeschlossenen Gesamtgeschäft, untergliedert
nach

ABSCHNITT 9

Bestimmungen für den konsolidierten Abschluß

Artikel 65

( 1 ) Versicherungsunternehmen haben einen konsolidier­
ten Abschluß und einen konsolidierten Lagebericht nach
der Richtlinie 83 /349 / EWG zu erstellen , sofern dieser
Abschnitt nichts anderes bestimmt .

(2 ) Soweit ein Mitgliedstaat nicht von Artikel 5 der
Richtlinie 83 / 349 /EWG Gebrauch macht , gilt Absatz 1
auch für Mutterunternehmen , deren einziger oder haupt­
sächlicher Zweck darin besteht , Beteiligungen an Tochter­
unternehmen zu erwerben , diese Beteiligungen zu verwalten
und rentabel zu machen , sofern es sich bei diesen Tochter­
unternehmen entweder ausschließlich oder hauptsächlich um
Versicherungsunternehmen handelt .

Artikel 66

Die Richtlinie 83 / 349 / EWG gilt mit folgender Maßgabe :

1 . Die Artikel 4 , 6 und 40< finden keine Anwendung.

2 . Die in den ersten beiden Gedankenstrichen in Artikel 9
Absatz 2 genannten Angaben , nämlich :

— Höhe des Anlagevermögens und
— Netto-Umsatzerlöse ,

sind zu ersetzen durch „Gebuchte Bruttobeträge" gemäß
Artikel 35 dieser Richtlinie .

3 . Ein Mitgliedstaat kann Artikel 12 der Richtlinie 83 /
349 /EWG auch auf zwei oder mehrere Versicherungs­
unternehmen anwenden , die zueinander nicht in der in
Artikel 1 Absatz 1 oder 2 bezeichneten Beziehung stehen ,
die jedoch einer einheitlichen Leitung unterstehen, ohne
daß diese durch einen Vertrag oder durch Satzungsbe­
stimmungen nachgewiesen werden muß. Eine einheit­
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liehe Leitung kann auch aufgrund dauerhafter und ins
Gewicht fallender Geschäftsbeziehungen im Rückver­
sicherungsbereich gegeben sein .

4 . Die Mitgliedstaaten können Abweichungen von Arti­
kel 26 Absatz 1 Buchstabe c ) der Richtlinie 83 / 349 /
EWG zulassen , wenn das Geschäft zu normalen Markt­
bedingungen geschlossen wurde und dadurch Rechtsan­
sprüche zugunsten der Versicherungsnehmer begründet
wurden . Abweichungen sind anzugeben und , wenn ihr
Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
aller in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen
bedeutend ist , im Anhang zum konsolidierten Abschluß
zu erläutern .

5 . Artikel 27 Absatz 3 der Richtlinie 83 /349 / EWG ist mit
der Maßgabe anzuwenden , daß der Stichtag des Jahres­
abschlusses eines in die Konsolidierung einbezogenen
Unternehmens nicht länger als sechs Monate vor dem
Stichtag des konsolidierten Abschlusses liegen darf.

6 . Artikel 29 der Richtlinie 83 / 349 / EWG findet keine
Anwendung auf die Gegenstände des Passivvermögens ,
deren Bewertung durch die in die Konsolidierung ein­
bezogenen Unternehmen auf der Anwendung von ver­
sicherungsspezifischen Vorschriften beruht und solche
Gegenstände des Aktivvermögens , deren Wertänderun­
gen darüber hinaus Rechte von Versicherungsnehmern
beeinflussen oder begründen. Auf die Anwendung dieser
Ausnahme ist im Anhang zum konsolidierten Abschluß
hinzuweisen .

Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften können jedoch
zulassen , daß der Lagebericht nicht wie in Unterabsatz 1
vorgesehen offenzulegen ist . In diesem Fall muß das Versi­
cherungsunternehmen seinen Lagebericht an seinem Sitz im
betroffenen Mitgliedstaat zur Einsichtnahme für jedermann
bereithalten . Eine vollständige oder teilweise Ausfertigung
dieses Berichts muß auf bloßen Antrag erhältlich sein . Das
dafür berechnete Entgeld darf die Verwaltungsaufwendun­
gen nicht übersteigen .

( 2 ) Absatz 1 gilt auch für den ordnungsgemäß gebilligten
konsolidierten Abschluß und den konsolidierten Lagebericht
sowie den Bestätigungsvermerk der mit der Abschlußprüfung
beauftragten Person .

( 3 ) Sofern jedoch das Versicherungsunternehmen , das
den Jahresabschluß oder den konsolidierten Abschluß auf­
stellt , nicht in einer der in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie
78 / 660 / EWG genannten Rechtsformen organisiert ist und
auch nicht für die in den Absätzen 1 und 2 genannten
Unterlagen nach einzelstaatlichem Recht der Offenlegungs­
pflicht unterliegt , die der des Artikels 3 der Richtlinie
68 / 151 / EWG entspricht , muß es zumindest diese Unterla­
gen an seinem Sitz zur Einsichtnahme für jedermann bereit­
halten . Ausfertigungen dieser Unterlagen müssen auf bloßen
Antrag erhältlich sein . Das dafür berechnete Entgelt darf die
Verwaltungsaufwendungen nicht übersteigen . '

(4 ) Die Mitgliedstaaten sehen Sanktionen für den Fall
vor , daß die in diesem Artikel vorgesehene Offenlegung nicht
erfolgt .

ABSCHNITT 11

Schlußbestimmungen

Artikel 67

Die Mitgliedstaaten können ausschließlich bei konsolidierten
Abschlüssen vorschreiben oder zulassen, daß alle Erträge aus
und alle Aufwendungen für Kapitalanlagen in der nicht
versicherungstechnischen Rechnung ausgewiesen werden ,
auch wenn diese Erträge und Aufwendungen mit dem
Lebensversicherungsgeschäft zusammenhängen .

Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten in solchen Fällen
vorschreiben oder zulassen , daß ein Teil der Erträge aus
Kapitalanlagen der versicherungstechnischen Rechnung für
das Lebensversicherungsgeschäft zugeführt wird .

Artikel 69

Der aufgrund von Artikel 52 der Richtlinie 78 /660 /EWG
eingesetzte Kontaktausschuß hat in entsprechender Zusam­
mensetzung auch zur Aufgabe ,

a ) unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrages eine
gleichmäßige Anwendung dieser Richtlinie durch eine
regelmäßige Abstimmung, insbesondere in konkreten
Anwendungsfragen , zu erleichtern ;

b ) die Kommission, falls dies erforderlich sein sollte , bezüg­
lich Ergänzungen oder Änderungen dieser Richtlinie zu
beraten .

ABSCHNITT 10

Offenlegung

Artikel 68

( 1 ) Der ordnungsgemäß gebilligte Jahresabschluß der
Versicherungsunternehmen und der Lagebericht sowie der
Bestätigungsvermerk der mit der Abschlußprüfung beauf­
tragten Person sind nach den in den Rechtsvorschriften der
einzelnen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 3 der Richtlinie
68 / 151 / EWG (*) vorgesehenen Verfahren offenzulegen .

Artikel 70

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie
vor dem 1 . Januar 1994 nachzukommen . Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durchP ) ABl . Nr. L 65 vom 14 . 3 . 1968 , S. 8 .
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Berücksichtigung der bei der Anwendung dieser Richtlinie
gesammelten Erfahrungen und insbesondere der Ziele einer
größeren Transparenz und Harmonisierung alle Bestimmun­
gen dieser Richtlinie , die den Mitgliedstaaten eine Wahlfrei­
heit einräumen , und ändert sie erforderlichenfalls .

Artikel 72

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Dezember 1991 .

einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die in
Absatz 1 bezeichneten Vorschriften erstmals auf die Jahres­
abschlüsse und konsolidierten Abschlüsse der am 1 . Januar
1995 oder im Laufe des Jahres 1995 beginnenden Geschäfts­
jahre anzuwenden sind .

(3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit ,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen .

Artikel 71

Der Rat prüft auf Vorschlag der Kommission fünfJahre nach
dem in Artikel 70 Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt unter

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. DANKERT
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ANHANG

BESTIMMUNGEN ÜBER „LLOYD'S"

A. Allgemeine Bestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie gelten sowohl Lloyd's als auch die Syndikate von Lloyd's als Versicherungsunter­
nehmen .

Vorbehaltlich der unter Buchstabe B dargelegten erforderlichen Anpassungen
— sind die Syndikate von Lloyd's gehalten, einen Jahresabschluß zu erstellen („Abschlüsse der Syndikate")

und

— ist Lloyd's gehalten , anstelle des gemäß der Richtlinie 83 /349 / EWG erforderlichen konsolidierten
Abschlusses einen Gesamtrechnungsabschluß („Gesamtrechnungsabschluß") zu erstellen .

In diesem Anhang erfaßt der Begriff „Abschlüsse von Lloyd's" die beiden vorgenannten Arten von
Abschlüssen .

B. Besondere Bestimmungen

1 . Inhalt der Abschlüsse der Syndikate

Vorbehaltlich der Nummer 9 werden die Abschlüsse der Syndikate auf kumulativer Basis für drei
Zeichnungsjahre erstellt und enthalten eine Betriebsrechnung („underwriting account") für jedes einzelne
dieser Zeichnungsjahre sowie eine Gesamtbilanz für diese drei Zeichnungsjahre . Die nach zwölf bzw.
vierundzwanzig Monaten erstellten Abschlüsse werden als Abschlüsse der offenen Jahre („open years")
bezeichnet . Die Betriebsrechnung wird entsprechend den Bestimmungen über die Aufstellung der
Gewinn- und Verlustrechnung erstellt ; sie enthält ferner Angaben über
a) Veränderungen jedes einzelnen Postens seit dem Bilanzstichtag des vorhergehenden Geschäfts­

jahres ;
b) die Prämienhöchstgrenze des Syndikats für das betreffende Geschäftsjahr .

2 . Inhalt der Gesamtrechnungsabschlüsse

In den Gesamtrechnungsabschlüssen werden die Abschlüsse aller Syndikate von Lloyd's zusammenge­
faßt . Im Rahmen dieser Abschlüsse sind Angaben zu machen über
a ) die von den Syndikaten untereinander getätigten Geschäfte , einschließlich der gebuchten Beiträge

und der Schadenaufwendungen ;
b ) die Methode zur Berücksichtigung der nach Ablauf von drei Jahren noch nicht abgeschlossenen

Rechnungsjahre („run-off years of account") gemäß Nummer 9 ;
c) die Methode zur Berechnung der Prämiengrenze für die einzelnen Mitglieder der Syndikate von

Lloyd's .

3 . Eigenkapital

Lloyd's und die Syndikate von Lloyd's sind von der Verpflichtung freigestellt , in ihrem Gesamtrech­
nungsabschluß und den Abschlüssen der Syndikate die Angaben zu Passivposten A I („Gezeichnetes
Kapital oder gleichwertiger Fonds"), A II („Agio") und A IV („Rücklagen") zu machen . Anstelle dieser
Angaben hat Lloyd's in seinem Gesamtrechnungsabschluß Angaben zu machen über

a) die persönlichen Mittel der Mitglieder von Lloyd's , die gehalten werden
1 . als „Lloyd's deposits",
2 . im „Personal Reserve Fund",
3 . im „Special Reserve Fund" und
4 . als sonstige deklarierte Mittel ;

b) die von Lloyd's selbst gehaltenen Mittel , und zwar
1 . das Reinvermögen des „Central Fund" und
2 . das Reinvermögen der „Corporation of Lloyd's".

4 . Besteuerung

a) Lloyd's und die Syndikate von Lloyd's sind von der Verpflichtung freigestellt , in ihrem Gesamt­
rechnungsabschluß bzw . den Abschlüssen der Syndikate die Angaben zu Passivposten E 2
(„Steuerrückstellungen") und G V („Sonstige Verbindlichkeiten einschließlich Verbindlichkeiten aus
Steuern und Verbindlichkeiten im Rahmen der sozialen Sicherheit") nur hinsichtlich der Verbind­
lichkeiten aus Steuern sowie zu Posten III 9 („Steuern auf das Ergebnis der normalen Geschäftstä­
tigkeit") und III 14 („Steuern auf das außerordentliche Ergebnis") der Gewinn- und Verlustrechnung
zu liefern ; dies gilt jedoch nicht für die Beträge , die als Quellensteuer abgezogen werden .
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b ) Bei allen Abschlüssen von Lloyd's ist jedoch anzugeben , aus welchem Grund keine Angaben zur
Steuerbelastung gemacht werden und welcher Basissteuersatz auf die als Quellensteuer abgezogenen
Beträge anwendbar ist .

5 . Grundsätze der Rechnungslegung

a ) Fortsetzung der Unternehmenstätigkeit
Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie 78 / 660 /EWG , wonach eine Fortsetzung der
Unternehmenstätigkeit unterstellt wird , findet auf die Abschlüsse von Lloyd's keine Anwendung.

b ) Aufwands - und Ertragsabgrenzung
Der Grundsatz der Aufwands- und Ertragsabgrenzung gemäß Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe d) der
Richtlinie 78 /660 / EWG findet auf die Abschlüsse von Lloyd's keine Anwendung.

c ) Ertragszuweisung
Spätestens drei Jahre nach dem in Artikel 70 Absatz 1 genannten Zeitpunkt sind Lloyd's und die
Syndikate von Lloyd's gehalten , die Erträge aus den Versicherungsverträgen in den Geschäftsjahren
der Syndikate entsprechend dem Zeitpunkt des Beginns der Versicherungsverträge auszuweisen .

d ) Sonstige Grundsätze der Rechnungslegung
Es ist zu gewährleisten , dal? in allen Abschlüssen von Lloyd's
— gleiche Tatbestände gleich behandelt werden ,
— die Syndikate während der offenen Jahre Rückversicherungsansprüche ausweisen , wenn der

Schaden bezahlt worden ist und

— die Betriebskosten in dem Geschäftsjahr ausgewiesen werden , in dem sie angefallen sind .

6 . Versicherungstechnische Rückstellungen

Vorbehaltlich der Nummer 9 und abweichend von den Artikeln 56 und 60 werden die versicherungs­
technischen Rückstellungen in den Abschlüssen von Lloyd's nicht ausgewiesen .

Jedoch gilt folgendes :
a ) In der Betriebsrechnung für die offenen Jahre ist entsprechend Artikel 61 der Überschuß der

gebuchten Beiträge gegenüber den Schadenszahlungen und Aufwendungen auszuweisen .
b ) Bei Abschluß des Geschäftsjahres ist eine Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungs­

fälle zu berechnen und gemäß Nummer 8 anzugeben .

7 . Offene Jahre („ Open years")

Die Syndikate sind gehalten , die Abschlüsse der offenen Jahre unter Zugrundelegung der abgewickelten
Zahlungsvorgänge zu erstellen .

8 . RückVersicherungsprämie zum Abschluß einer Dreijahresperiode („Reinsurance to close")

Vorbehaltlich der Nummer 9 werden die Konten der Syndikate nach drei Jahren mit der Zahlung einer
Prämie abgeschlossen („reinsurance to close"), wobei die Syndikate zumindest folgende Angaben zu
machen haben :

— Bruttorückstellung für gemeldete Schäden
— Rückversicherungsanteil ( - )
— Nettorückstellung für gemeldete Schäden
— Bruttorückstellung für Spätschäden
— Rückversicherungsanteil ( - )

— Nettorückstellung für Spätschäden
— Netto-Rückversicherungsprämie zum Abschluß einer Dreijah­

resperiode („Reinsurance to close") am Ende des Geschäfts­
jahres (Nettobetrag)

9 . Nach Ablauf von drei Jahren noch nicht abgeschlossene Geschäftsjahre („Run-off years of account")

a ) Im Sinne dieser Nummer ist ein nach Ablauf von drei Jahren noch nicht abgeschlossenes
Geschäftsjahr („run-off year of account") ein Geschäftsjahr , bei dem zu dem Zeitpunkt , zu dem es
gemäß Nummer 8 normalerweise abgeschlossen würde , Ungewißheit über das Ergebnis besteht , so
daß die Netto-Rückversicherungsprämie zum Abschluß einer Dreijahresperiode („reinsurance to
close") nicht berechnet werden kann; das Geschäftsjahr bleibt daher offen , bis diese Ungewißheit
beseitigt ist .
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b) Für jedes nach Ablauf-von drei Jahren noch nicht abgeschlossene Geschäftsjahr ist in den Konten der
Syndikate eine Betriebsrechnung vorzusehen , in der der für die bekannte und unbekannte bestehende
Verbindlichkeiten zurückgestellte Betrag ausgewiesen ist ; dieser Betrag entspricht einer nach dem
üblichen Verfahren veranschlagten Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle .

10 . Ausweis von Depotforderungen

Während eines Zeitraums , der spätestens drei Jahre nach dem in Artikel 70 Absatz 1 genannten
Zeitpunkt endet , brauchen Lloyd's und die Syndikate von Lloyd's die Angaben zu Aktivposten C IV
(„Depotforderungen") nicht zu liefern .

11 . Lebensversicherung

Abweichend von Artikel 33 Absatz 3 kann das bei Lloyd's betriebene Lebensversicherungsgeschäft ( reine
Todesfallversicherung mit einer Laufzeit von bis zu zehn Jahren) in den Abschlüssen von Lloyd's
entsprechend der Gliederung nach Artikel 34 Abschnitt I für das Allgemeine Versicherungsgeschäft
ausgewiesen werden .

12 . Bruttoprämien

Abweichend von Artikel 35 können die Bruttoprämien ohne den Provisionsanteil ausgewiesen werden .
Zusätzlich zu den gemäß diesem Artikel zu erbringenden Ausweisen sind jedoch im Hinblick auf die
Posten IIa) und II 1 a) („Gebuchte Bruttobeträge") der Gewinn- und Verlustrechnung folgende
Angaben zu machen :
— in den Abschlüssen der Syndikate Angaben zur Grundlage , auf der die Provisionen berechnet werden ,

und zur geschätzten durchschnittlichen Höhe der Provisionen für die wichtigsten von dem Syndikat
betriebenen Versicherungszweige;

— in den Gesamtrechnungsabschlüssen Angaben zu der geschätzten durchschnittlichen Höhe der
Provisionen für das gesamte Versicherungsgeschäft .

13 . Inhalt des Anhangs zu den Abschlüssen von Lloyd's

Im Anhang zu den Abschlüssen von Lloyd's haben Bruttoprämien die unter Nummer 12 dargelegte
Bedeutung .
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RICHTLINIE DES RATES

vom 19 . Dezember 1991

über die Einrichtung eines Versicherungsausschusses

( 91 / 675 / EWG )

Versicherung) erfordert eine Zusammenarbeit zwischen den
zuständigen Behörden und der Kommission . Zweckmäßiger­
weise sollte diese Aufgabe dem Versicherungsausschuß über­
tragen werden . Im übrigen muß für eine gute Koordinierung
der Tätigkeiten dieses Ausschusses mit denen ähnlich gear­
teter Ausschüsse , die durch gemeinschaftliche Rechtsakte
eingesetzt wurden , gesorgt werden . —

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Ab­
satz 2 dritter Satz ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Rat überträgt der Kommission in den von ihm angenom­
menen Rechtsakten die Befugnisse zur Durchführung der
Vorschriften, die er erläßt .

Für die Anwendung der Richtlinien des Rates über die
Direktversicherung (Lebensversicherung bzw . mit Aus­
nahme der Lebensversicherung) müssen Durchführungsbe­
stimmungen erlassen werden . Von Zeit zu Zeit wird es
erforderlich sein , technische Anpassungen an diesen Richt­
linien vorzunehmen , um neuen Entwicklungen im Versiche­
rungssektor Rechnung zu tragen. Zweckmäßigerweise soll­
ten diese Maßnahmen entsprechend den Verfahrensregeln
von Artikel 2 (Verfahren III Variante b)) des Beschlusses
87/ 373 / EWG des Rates vom 13 . Juli 1987 zur Festlegung
der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse ( 4 ) getroffen wer­
den.

Zu diesem Zweck ist ein Versicherungsausschuß einzurich­
ten .

Die Einsetzung eines Versicherungsausschusses präjudiziert
nicht andere Formen der Zusammenarbeit zwischen Auf­
sichtsbehörden bezüglich der Aufnahme der Tätigkeit und
der Überwachung der Versicherungsunternehmen , insbeson­
dere nicht die im Rahmen der Konferenz der Versicherungs­
aufsichtsbehörden — die insbesondere für die Ausarbeitung
der Durchführungsprotokolle zu den Gemeinschaftsricht­
linien zuständig ist — eingeführte Form der Zusammenar­
beit . Eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuß
und der Konferenz ist besonders von Nutzen .

Die Prüfung der Fragen auf dem Gebiet der Direktversiche­
rung ( sowohl im Bereich als auch mit Annahme der Lebens­

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) Die Kommission wird von einem „Versicherungsaus­
schuß" genannten Ausschuß ( im folgenden „Ausschuß")
unterstützt , der sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission
den Vorsitz führt .

( 2 ) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 2

( 1 ) Überträgt der Rat in von ihm angenommenen Rechts­
akten über die DirektverSicherung ( im Bereich oder mit
Ausnahme der Lebensversicherung) Befugnisse zur Durch­
führung der Vorschriften , die er erläßt , an die Kommission ,
so gilt das Verfahren des Absatzes 2 .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter Berück­
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festset­
zen kann . Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abge­
geben , die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages , für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der Abstimmung im
Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied­
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen,
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses überein­
stimmen .

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellung­
nahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor , so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnah­
men. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten von
seiner Befassung an keinen Beschluß gefaßt , so werden die

(») ABl . Nr . C 230 vom 15 . 9 . 1990 , S. 5 .
H ABl . Nr . C 240 vom 16 . 9 . 1991 , S. 117 , und

ABl . Nr. C 305 vom 25 . 11 . 1991 .
( 3 ) ABI . Nr . C 102 vom 18 . 4 . 1991 , S. 11 .
C ) ABl . Nr . L 197 vom 18 . 7 . 1987 , S. 33 .
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Artikel 4

Der Ausschuß nimmt seine Arbeit am 1 . Januar 1992 auf.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Dezember 1991 .

vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen ,
es sei denn , der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit gegen
diese Maßnahmen ausgesprochen .

Artikel 3

( 1 ) Der Ausschuß untersucht alle Fragen in bezug auf die
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften für den Versi­
cherungssektor und insbesondere der Richtlinien über die
Direktversicherung.

Die Kommission kann den Ausschuß ferner zu neuen Vor­
schlägen anhören , die sie dem Rat über die weitere Koordi­
nierung auf dem Gebiet der Direktversicherung (im Bereich
oder mit Ausnahme der Lebensversicherung) vorzulegen
beabsichtigt .

(2 ) Der Ausschuß befaßt sich nicht mit speziellen Proble­
men , die einzelne Versicherungsunternehmen betreffen .

Im Namen aes Rates

Der Präsident

P. DANKERT
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